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Vertrag über Pacht und Betrieb einer  
Breitbandnetzinfrastruktur  

(Pacht- und Betreibervertrag) 
 
 

 

zwischen 

 

dem Breitbandzweckverband der Ämter Dänischenhagen, Dänischer Wohld und Hüttener 

Berge (BZV), gesetzlich vertreten durch den Verbandsvorsteher Jens Christof Krabbenhöft, 

Mühlenstr. 8, 24361 Groß Wittensee 

 

 

 

– nachfolgend BZV genannt – 

 

und der  

 

_______________________, 

 

 

– nachfolgend Betreiberin oder Pächterin genannt – 
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1. Abschnitt: Vertragszweck und -gegenstand 

§ 1 

Vertragszweck 

§ 1.1 Der BZV. Der Breitbandzweckverband der Ämter Dänischenhagen, Dänischer Wohld 

und Hüttener Berge, (nachfolgend: BZV) ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts 

nach dem Gesetz über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) des Landes Schleswig-

Holstein. Der BZV hat die Aufgabe, im Verbandsgebiet eine qualitativ hochwertige 

Breitbandversorgung zu schaffen, bereitzustellen und zu unterhalten, insbesondere 

durch das Vorhalten einer entsprechenden Leerrohrinfrastruktur sowie die Vergabe 

von Dienstleistungskonzessionen an Internetcarrier. Mitglieder des BZV sind die drei 

vorgenannten Ämter (ihrerseits Körperschaften des öffentlichen Rechts im Sinne der 

Amtsordnung für Schleswig-Holstein (AO)), denen die insgesamt 28 Gemeinden der 

Ämter jeweils die Aufgabe der Breitbandversorgung übertragen haben. Das Ver-

bandsgebiet umfasst somit im Ergebnis das Gebiet dieser Gemeinden. Die Verwal-

tungs- und Kassengeschäfte des BZV nimmt das Amt Hüttener Berge wahr.  

§ 1.2 Projekt. Teilweise existiert im Verbandsgebiet bereits eine akzeptable Internetversor-

gung. Der BZV hat bereits 2009/2010 ein Auswahlverfahren (ABl. EU 2009/S 215-

310204) betreffend einen Pächter/Betreiber für den Aufbau einer Grundversorgungs-

Internetanbindung nach damaligem Standard (überwiegend FTTC-Ausbau) durchge-

führt und am 12.10.2010 einen Pacht- und Betreibervertrag mit der damaligen mr.net 

group GmbH & Co KG über mind. 20 Jahre ab Übergabe abgeschlossen, der heute 

mit der net services GmbH & Co KG, Flensburg, fortgeführt wird. Der BZV hat im Zuge 

dieses Projekts ein umfangreiches Leerrohrnetz aufgebaut (Ertüchtigung von ca. 93 

KVz) und komplett an die genannte Pächterin verpachtet. Durch den überwiegend im 

FTTC-Standard erfolgten Ausbau wurde allerdings keine vollständige Versorgung al-

ler Liegenschaften im Verbandsgebiet nach dem heutigen NGA-Standard erreicht. Es 

verblieben also Bereiche ohne zuverlässige Versorgung mit Breitbanddiensten mit 

einer Bandbreite von mind. 30 Mbit/s im Downstream, also sogenannte „weiße NGA-

Flecken“ im Sinne von § 2 Abs. 2 der Rahmenregelung der Bundesrepublik Deutsch-

land zur Unterstützung des Aufbaus einer flächendeckenden Next Generation Access 

(NGA)-Breitbandversorgung (nachfolgend „NGA-Rahmenregelung“ oder „NGA-RR“). 

Dieser Vertrag betrifft vom BZV für das vorliegende Projekt ausgewählte 17 weiße 

Flecken (nicht alle im Verbandsgebiet). In diesen ist nach dem Ergebnis der durch-
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geführten Markterkundungen mit einem privatwirtschaftlichen Aufbau eines Breit-

bandnetzes auf absehbare Zeit nicht zu rechnen. Der BZV beabsichtigt daher ent-

sprechend seiner satzungsmäßigen Aufgabenstellung, für diese 17 Gebiete seines 

Verbandsgebiets eine flächendeckende Breitbandnetz-Infrastruktur zur Internetan-

bindung (und anderen IP-basierten Breitband-Diensten) mit sehr hohen Übertra-

gungsraten („Next Generation Access“, NGA-Netz, zu Spezifikationen vgl. unten § 

22.3) – nachfolgend auch: die „Breitbandnetz-Infrastruktur“ – mit einem im Wettbe-

werb ausgewählten privaten Partner gemeinsam aufzubauen. Da die 17 weißen 

NGA-Flecken im Verbandsgebiet „verstreut“ liegen und als an die bereits in dem o.g. 

Projekt aufgebaute Leerrohrinfrastruktur des BZV („Bestands-Infrastruktur“) anknüp-

fende „Zipfel“ dargestellt werden können, wird eine Mitnutzung dieser zu diesen wei-

ßen Flecken führenden Bestands-Infrastruktur zu einem vorab definierten Entgelt er-

möglicht (aber nicht verbindlich vorgegeben), welches letztlich an die o.a. Pächterin 

der Bestands-Infrastruktur fließt. 

§ 1.3 Betreibermodell. Der Aufbau und der Betrieb der Breitbandnetz-Infrastruktur erfolgt 

im Rahmen einer Träger-/Betreiberkonstruktion („Betreibermodell“ im Sinne von § 3 

Abs. 1 lit. b NGA-Rahmenregelung). Der BZV beschränkt sich dabei auf die Funktion 

als Infrastrukturträger und seine Tätigkeit auf die bauliche Errichtung und die vorlie-

gende Verpachtung von Leerrohren mit unbeschalteten NGA-fähigen Kabeln (passive 

Netzinfrastruktur nach näherer Maßgabe des Vertrages). Er verpachtet die passive 

Netzinfrastruktur an die Betreiberin. Die Installation der aktiven Netzwerktechnik (die 

mit der passiven Netzinfrastruktur zusammen die Breitband-Netzinfrastruktur bildet), 

der Betrieb der Breitbandnetz-Infrastruktur und die Sicherstellung der Internetanbin-

dung und des Diensteangebots sollen einem privaten Betreiber übertragen werden. 

Der BZV geht davon aus, dass es sich vergaberechtlich um eine Dienstleistungskon-

zession handelt, nicht um einen öffentlichen Auftrag. 

§ 1.4 Offener Zugang auf Vorleistungsebene. Die Übertragung des Betriebs darf die öf-

fentliche Zugänglichkeit des Breitbandnetzes nicht ausschließen. Die Betreiberin hat 

daher einen offenen Zugang auf Vorleistungsebene für Dritte („open access“) nach 

näherer Maßgabe dieses Vertrages, der Leistungsbeschreibung und des im Verga-

beverfahren eingereichten letztverbindlichen Angebots der Betreiberin zu gewährleis-

ten. Weitergehende gesetzliche oder regulatorische Anforderungen bleiben unbe-

rührt. Einzelheiten sind in § 23 geregelt. 

§ 1.5 Planung und Bau der passiven Netzinfrastruktur. Die Betreiberin ist nicht mit der 

baulichen Errichtung der passiven Netzinfrastruktur beauftragt. Diese wird durch den 
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BZV als Bauherr gesondert vergeben. Die Betreiberin wirkt jedoch beratend nach 

Maßgabe der Vorschriften dieses Vertrages und seiner Anlagen bei Planung und Er-

richtung mit, um eine den funktionalen Anforderungen entsprechende Umsetzung zu 

gewährleisten. Der BZV ist für die Netzplanung und Errichtung der passiven Infra-

struktur allein verantwortlich und trägt die Kosten, soweit in diesem Vertrag und sei-

nen Anlagen nichts anderes vereinbart ist. 

§ 1.6 Vergabeverfahren. Der BZV hat zur Betreiberauswahl ein europaweites Vergabe-

verfahren durchgeführt (eingeleitet durch Bekanntmachung im Amtsblatt der EU 

2018/S 128-292887vom 06.07.2018). Dem hat die Leistungsbeschreibung vom 

______ zugrunde gelegen, die gem. § 36.1 Bestandteil dieses Vertrages ist (Anlage). 

Aus diesem Verfahren ist die Betreiberin als erfolgreiche Bieterin hervorgegangen. 

§ 1.7 NGA-Rahmenregelung. Dieser Vertrag unterliegt beihilferechtlich der Rahmenrege-

lung der Bundesrepublik Deutschland zur Unterstützung des Aufbaus einer flächen-

deckenden Next Generation Access (NGA)-Breitbandversorgung, die durch die Ent-

scheidung der EU-Kommission vom 15.06.2015 – C (2015) 4116 final, Staatliche Bei-

hilfe SA.38348 (2014/N) – genehmigt wurde („NGA-Rahmenregelung“ oder „NGA-

RR“). 

§ 1.8 Zuwendungsrecht. Der BZV beabsichtigt die Inanspruchnahme von Zuwendungen 

gemäß der Richtlinie zur Förderung der Breitbandversorgung in den ländlichen Räu-

men Schleswig-Holsteins – Breitbandrichtlinie – vom 30.05.2017 – V 553 –, Gl.Nr. 

2015.16 (ABl. Schl.-H. S. 976) bzw. der jeweils maßgeblichen Fassung („Breitband-

richtlinie“), so dass die Einhaltung der zuwendungsrechtlichen Vorschriften für die 

Durchführung des Vertrages maßgeblich ist. Die Förderung betrifft das Betreibermo-

dell im Sinne von § 3 Abs. 1 lit. b NGA-Rahmenregelung und damit die Errichtung der 

passiven Netzinfrastruktur durch den BZV. Ein Investitionszuschuss („Wirtschaftlich-

keitslückenförderung“) an die Betreiberin ist nicht vorgesehen oder vereinbart. 

§ 2 

Vertragsgegenstand 

§ 2.1 Vertragsgebiet/Ausbaugebiet. Der vorliegende Vertrag betrifft räumlich die in der 

Anlage 2.1 gekennzeichneten insgesamt 17 weißen NGA-Flecken im Verbandsge-

biet des BZV und die zur Herstellung des Breitbandnetzes in diesem Gebiet räumlich 

erforderlichen Flächen, (nachfolgend gleichbedeutend: das „Vertragsgebiet“ oder 

„Ausbaugebiet“). 
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§ 2.2 Gegenstand. Inhaltlich ist Gegenstand des Vertrages der Aufbau und die Verpach-

tung einer (bezogen auf die vorgenannten weißen NGA-Flecken) flächendeckenden 

passiven NGA-Netzinfrastruktur im Ausbaugebiet an die Betreiberin, deren Ausstat-

tung mit aktiver Netzwerktechnik sowie der Betrieb des resultierenden Breitbandnet-

zes durch die Betreiberin einschließlich der Gewährleistung eines offenen und diskri-

minierungsfreien Zugangs zur Vorleistungsebene. Vertragsgegenstand ist ferner die 

unentgeltlich beratende Tätigkeit der Betreiberin beim Aufbau der passiven Netzinf-

rastruktur nach Maßgabe der vertraglichen Regelungen. 

§ 2.3 Passive Netzinfrastruktur. Die passive Netzinfrastruktur im Ausbaugebiet besteht 

aus Leerrohren mit unbeschalteten NGA-fähigen Kabeln und umfasst zum einen die 

Leitungstrasse  – Anbindungstrasse außerorts und innerorts, Verbindungstrasse und 

Verzweigungstrasse – im öffentlichen Straßenraum sowie auf Privatstraßen, für die 

ein eigenes Flurstück gebildet ist („Leitungstrasse“), zum anderen die Hausan-

schlussleitungen als von der Leitungstrasse abzweigende Leerrohre – ebenfalls mit 

unbeschalteten Kabeln – zur Versorgung je eines einzelnen bebaubaren Privatgrund-

stücks (außer Privatstraßen) bis zum Hausübergabepunkt („Hausanschlüsse“). Haus-

anschlussleitungen auf Privatgrundstücken werden im Rahmen des Projekts auf Kos-

ten des BZV mit einer Länge von maximal 30 Metern errichtet; gemeinsame Gräben 

für mehrere Häuser (Hausanschlüsse) sind möglich, wobei in diesem Fall pro Haus 

30 m Hausanschlusslänge vom BZV getragen werden (Beispiel: bei einem gemein-

samen Graben für zwei Häuser trägt der BZV somit die Kosten für insgesamt 60 m). 

Die Kosten für darüber hinaus gehende Längen von Hausanschlussleitungen trägt 

der BZV nicht. Die Errichtung hängt in diesen Fällen davon ab, dass der jeweilige 

Grundstückseigentümer (Anschlussinhaber) die Mehrkosten für die „Mehrlängen“ 

trägt; die Betreiberin hat die Tragung der Mehrkosten nach Vorgabe des BZV mit dem 

Grundstückseigentümer zu vereinbaren und für den BZV einzutreiben; sie kann Vor-

kasse verlangen. Ein Hausanschluss kann mehrere Nutzungseinheiten (Wohnungen, 

Gewerbebetriebe, Institutionen etc.) und damit Endnutzer-Anschlüsse („TAL“) ermög-

lichen. Der Anschluss an das Weitverkehrsnetz („Backbone“) ist von der Betreiberin 

bereitzustellen. 

§ 2.4 Künftige Erweiterungen. Künftige Erweiterungen der passiven Netzinfrastruktur 

durch die Errichtung nachträglicher Hausanschlüsse sind nach Maßgabe der Rege-

lungen von § 5.4 und § 25.4 ebenfalls Gegenstand dieses Vertrages. Der BZV hat 

darüber hinaus das Recht, die Einbeziehung von künftigen Erweiterungen der Lei-

tungstrasse – etwa im Falle der Erschließung neuer Baugebiete – in diesen Vertrag 
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zu verlangen. Die Betreiberin muss in diesen Fällen ein Nachtragsangebot vorlegen, 

welches den Regelungen dieses Vertrages und den zugrunde gelegten Konditionen 

unter Berücksichtigung der Restlaufzeit wirtschaftlich entspricht, also die Wirtschaft-

lichkeit für die Betreiberin weder verschlechtert noch verbessert. Gelingt hierüber 

keine Einigung, kann der BZV sein Verlangen zurückziehen. Die Betreiberin ist in die-

sem Fall verpflichtet, eine Anbindung der dann ggf. von Dritten betriebenen Erweite-

rung an die vertragsgegenständliche Infrastruktur zuzulassen; das Risiko hieraus re-

sultierender Schäden oder Betriebsbeeinträchtigungen trägt im Verhältnis der Ver-

tragsparteien der BZV. 

§ 2.5 Mitnutzung der Bestands-Infrastruktur des BZV. Wie oben in § 1.2 schon erwähnt, 

liegen die 17 weißen Flecken des Ausbaugebiets getrennt voneinander im Gebiet des 

BZV. Die Anbindung der Flecken an übergeordnete Netzebenen konnte die Betreibe-

rin im Rahmen ihres Angebots im Vergabeverfahren bestimmen; im Rahmen des An-

gebots ist es ihr überlassen, wie sie diese gewährleistet. Wie gleichfalls schon er-

wähnt. ist der BZV aufgrund des ab 2010 durchgeführten vorherigen Projektes Eigen-

tümer einer Leerrohr-Infrastruktur im Verbandsgebiet, die an die net services GmbH 

& Co. KG, Flensburg, verpachtet ist. Diese ermöglicht nicht unmittelbar die NGA-

Versorgung der weißen NGA-Flecken, führt aber zu diesen Flecken hin. Der BZV un-

terstützt nach Maßgabe der folgenden Regelungen eine Anbindung durch Mitnutzung 

dieser Bestands-Infrastruktur; die Nutzung dieser Möglichkeit ist nicht verbindlich. Der 

BZV hat mit der net services GmbH & Co. KG vereinbart, dass die verpachtete Be-

stands-Infrastruktur für die Anbindung der nach diesem Vertrag in den weißen NGA-

Flecken zu errichtenden Infrastruktur vom BZV bzw. der Betreiberin im Sinne des 

vorliegenden Vertrages genutzt werden darf, und zwar, falls die Betreiberin von der 

vorgenannten Gesellschaft verschieden ist, gegen ein monatliches Entgelt von 

0,009282 Euro pro Meter eines Viertel-Leerrohrs (zzgl. Umsatzsteuer gem. § 25.5). 

Dieser Betrag unterliegt einer jährlichen Preisgleitung durch Anbindung an den Ver-

braucherpreisindex VPI. Im Verhältnis der Parteien des vorliegenden Vertrages ge-

währleistet der BZV den Bestand dieser Regelung für die Grundlaufzeit dieses Ver-

trages, für Optionszeiträume gilt § 11.3. Der Umfang der erforderlichen Mitnutzung 

wird im Rahmen der Planung der vertragsgegenständlichen passiven Netzinfrastruk-

tur gem. § 3 festgelegt. Das vorgenannte Mitnutzungsentgelt ist von der Betreiberin 

an den BZV zu zahlen, der dieses seinerseits an die net services GmbH & Co. KG 

zahlt. Die Einbringung von zur Mitnutzung ggf. nötiger unbeschalteter Glasfaser in die 

Leerrohre der Bestands-Infrastruktur wird im Verhältnis der Parteien dieses Vertrages 
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durch den BZV verantwortet und veranlasst; für die Nutzung erhebt der BZV ein ge-

sondertes Entgelt zur Refinanzierung dieser (nicht geförderten) Investition (vgl. § 25).  

2. Abschnitt: Planung und Errichtung der Infrastruktur 

§ 3 

Planung der passiven Netzinfrastruktur 

§ 3.1 Netzkonzept. Grundlage für Planung und Errichtung der passiven Netzinfrastruktur 

sind – in dieser Rangfolge – dieser Vertrag, die Leistungsbeschreibung des BZV 

nebst Anlagen und das Netzkonzept der Betreiberin, welches Gegenstand der Ver-

handlungen im Vergabeverfahren gewesen ist und dem abschließenden Angebot der 

Betreiberin zu Grunde gelegen hat (Anlage). Vorrangig vor dem Netzkonzept und 

Angebot der Betreiberin gilt in jedem Fall, dass das Netz so geplant und errichtet wird, 

dass es den beihilferechtlichen Anforderungen insbesondere hinsichtlich eines diskri-

minierungsfreien Netzzugangs gerecht wird und zukunftssicher im Sinne der Richtli-

nie 2014/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15.05.2014 über 

Maßnahmen zur Reduzierung der Kosten des Ausbaus von Hochgeschwindigkeits-

netzen für die elektronische Kommunikation ausgestaltet wird. Ferner wird der BZV 

bei der Planung darauf Bedacht nehmen, dass das Netz vom BZV oder einem von 

ihm bestimmten neuen Netzbetreiber auch nach Ablauf dieses Pachtvertrages weiter 

sinnvoll genutzt werden kann. 

§ 3.2 Verteilung der Aufgaben. Die auf der Grundlage der vorgenannten Unterlagen und 

Maßstäbe zur Errichtung der passiven Netzinfrastruktur erforderlichen weiteren Pla-

nungsleistungen, insbesondere die Rohr- und Faserplanung sowie die Tiefbaupla-

nung werden vom BZV gesondert beauftragt; sie sind nicht Gegenstand dieses Ver-

trages. Gleiches gilt für die Tiefbauleistungen selbst. Die Planung und Installation der 

aktiven Netzwerktechnik erfolgt durch die Betreiberin demgegenüber im eigenen Na-

men und in eigener Verantwortung nach Maßgabe von § 6.  

§ 3.3 Mitwirkung durch die Betreiberin. Um die Zielsetzungen von § 3.1 zu erreichen, 

insbesondere einen wirtschaftlichen Netzbetrieb auf den dort genannten Grundlagen 

zu fördern, ist die Betreiberin verpflichtet, den BZV – selbst oder durch von ihr beauf-

tragte Dritte – bei der diesem obliegenden Durchführung der Planungsleistungen so-

wie der Tiefbaumaßnahmen auf eigene Kosten umfassend zur Förderung des Ver-

tragszwecks zu beraten, ohne dass diese Verpflichtung einen entgeltlichen Planungs- 
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oder sonstigen Auftrag darstellen würde. Insbesondere hat die Betreiberin den BZV 

unverzüglich auf etwaige Bedenken hinsichtlich der Sachgerechtigkeit der von ihm 

verantworteten Planungs- und Baumaßnahmen hinzuweisen. Die Beratung hat durch 

fachkundige Personen zu erfolgen. Dabei hat die Betreiberin alle anwendbaren öf-

fentlich-rechtlichen (einschließlich der zuwendungsrechtlichen) Vorschriften und die 

einschlägigen technischen Normen, Richtlinien und Bestimmungen sowie die allge-

mein anerkannten Regeln der Technik und den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zu 

beachten. Die Beratung hat auch gegenüber den vom BZV beauftragten Dritten (Pla-

nungsbüro, Tiefbauunternehmen) zu erfolgen, wobei der Betreiberin jedoch keine 

Weisungsbefugnisse eingeräumt sind. Insbesondere die Entscheidung über kosten-

auslösende Maßnahmen ist dem BZV vorbehalten, soweit im Einzelfall nichts anderes 

schriftlich vereinbart wird. Einzelne erforderliche Mitwirkungsleistungen sind in der 

Leistungsbeschreibung genannt. Zu einer fortlaufenden Bauüberwachung der Errich-

tung des Netzes ist die Betreiberin nicht verpflichtet. 

§ 3.4 Abstimmung, Vorschläge der Betreiberin. Der BZV ist verpflichtet, sich bei der Pla-

nung mit der Betreiberin abzustimmen. Der BZV wird der Betreiberin – selbst oder 

durch von ihm beauftragte Dritte – rechtzeitig Gelegenheit zur Beteiligung an den 

Planungsschritten geben, die Betreiberin ihrerseits wird unverzüglich diese Beteili-

gung wahrnehmen und ihre Belange geltend machen. Der BZV wird sachlich begrün-

dete Vorschläge der Betreiberin bei seinen Entscheidungen maßgeblich mit berück-

sichtigen und ihnen Vorrang einräumen, soweit dies mit den tatsächlichen Verhältnis-

sen, den rechtlichen und behördlichen Anforderungen einschließlich denen des Bei-

hilfe- und Zuwendungsrechts, der Optimierung der Trassenplanung im Hinblick auf 

die Erlangung der erforderlichen Erlaubnisse und Wegerechte sowie dem zur Verfü-

gung stehenden Investitionsvolumen vereinbar ist. Eine darüber hinausgehende Bin-

dung an Vorschläge der Betreiberin besteht nicht. Für die Richtigkeit ihrer Vorschläge 

ist die Betreiberin selbst verantwortlich; der BZV ist zu einer fachlichen Prüfung be-

rechtigt, aber nicht verpflichtet. Soweit der BZV den Vorschlägen der Betreiberin folgt, 

kann diese sich nicht darauf berufen, die passive Infrastruktur sei ungeeignet. 

§ 3.5 Änderungsmanagement. Falls erhebliche Änderungen bereits abgestimmter oder 

ins Werk gesetzter Planungen erforderlich werden, wird der BZV die Betreiberin in 

einer dem vorstehenden Absatz entsprechenden Weise beteiligen. Vorbehalten blei-

ben dem BZV jedenfalls solche Änderungen, die zur Erfüllung behördlicher Auflagen 

oder Anordnungen - einschließlich von denen des Zuwendungsgebers - oder sonst 



BZV Dänischenhagen, Dänischer Wohld, Hüttener Berge // Betreibermodell Breitbandnetzinfrastruktur II § 3 

VGU I Teil B // Entwurf Pacht- und Betreibervertrag 

Textstand: 06.07.2018  56 Seiten © WEISSLEDER ◼   EWER ◼  Rechtsanwälte  Part mbB Seite 10 

zur Einhaltung von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften erforderlich werden. Mehr-

kosten aus Änderungen der Planungen sind von der Betreiberin dann zu tragen, wenn 

sie diese Änderungen zu verantworten hat. 

§ 3.6 Abstimmung während der Bauphase. Die Abstimmung zwischen den Vertragspar-

teien wird auch während der Bauphase fortgesetzt. Der BZV wird der Betreiberin er-

möglichen, den Baufortschritt auf ihre eigenen Kosten nach ihrer Wahl durch eigene 

Mitarbeiter oder von ihr beauftragte Fachleute zu verfolgen. Die Betreiberin kann Hin-

weise und Anregungen erteilen, zu deren Prüfung der BZV verpflichtet ist. Die Betrei-

berin ist auch berechtigt, einen Vertreter zu den Baubesprechungen zwischen dem 

BZV und den von ihm beauftragten Bauunternehmen zu entsenden. Die Beantwor-

tung von Anfragen von Grundstückseigentümern und (künftigen) Endkunden/An-

schlussnutzern während der Bauphase wegen etwaiger Beeinträchtigungen durch 

Baumaßnahmen obliegt dem BZV als Bauherrn. 

§ 3.7 Rohr- und Faserplanung. Die Rohr- und Faserplanung der passiven Netzinfrastruk-

tur wird nach Maßgabe der vorstehenden Aufgabenverteilung verantwortlich vom 

BZV (bzw. dessen Dienstleister) durchgeführt, wobei in der oben genannten Rang-

folge auch das Netzkonzept der Betreiberin zugrunde zu legen ist und deren Beratung 

einzuholen ist. Die Planung berücksichtigt zunächst die Hausanschlüsse, für die im 

Rahmen der initialen Vermarktungsphase zur Erreichung der Startquote (§ 28.1) End-

kundenverträge bzw. verbindliche Zusagen erreicht werden konnten. Nachträgliche 

Hausanschlüsse für „Nachzügler“ werden nach Abschluss der entsprechenden Ver-

träge gesondert geplant und hergestellt (vgl. § 5.4, § 25.4). Auch hierauf erstreckt sich 

die durch die Betreiberin zu erbringende Beratung in sinngemäßer Anwendung der 

Regelungen dieses Paragrafen. 

§ 3.8 Einbindung vorhandener Trassen. Verfügbare und wirtschaftlich sinnvoll nutzbare 

vorhandene Trassen (der Betreiberin, des BZV oder Dritter) im Vertragsgebiet sind in 

die zu planende und zu errichtende Infrastruktur einzubeziehen. Verfügt die Betreibe-

rin über derartige Trassen, so hat sie den BZV hierüber zu informieren und die zur 

Entscheidung über eine Einbindung in die Trassenplanung erforderlichen Angaben 

zur Verfügung zu stellen. Diese Entscheidung wird vom BZV getroffen. Zur Mitnut-

zung der zu den weißen NGA-Flecken im Vertragsgebiet führenden Bestands-Infra-

struktur des BZV gelten die gesonderten Vereinbarungen dieses Vertrages, vgl. ins-

bes. oben § 2.5 und § 25.3. 
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§ 3.9 Vergabe. Die Vergabe der Planungs- und Bauleistungen (und ggf. Lieferleistungen) 

für die passive Netzinfrastruktur erfolgt im Namen und auf Rechnung des BZV zu dem 

in § 5.3 genannten Zeitpunkt. Die Beratung durch die Betreiberin erstreckt sich auch 

auf die Abstimmung der Vergabeunterlagen. Die Vergabeentscheidungen werden 

durch den BZV eigenverantwortlich getroffen. Die Betreiberin ist zum Abschluss von 

Verträgen für den BZV oder zu kostenauslösenden Anordnungen gegenüber den aus-

führenden Unternehmen nicht bevollmächtigt; dem Anschein einer Bevollmächtigung 

hat sie stets entgegenzuwirken. 

§ 3.10 Dokumentation. Die Erstellung einer Bestandsdokumentation (§ 10.2) für die pas-

sive Netzinfrastruktur, namentlich der beihilferechtlich und zuwendungsrechtlich ge-

botenen Trassen-, Rohr-, Kabel- und Faserdokumentation in Übereinstimmung mit § 

8 NGA-Rahmenregelung und den GIS-Nebenbestimmungen zur Breitbandrichtlinie 

(Version SH 2.0 oder neuer, maßgeblich ist ggf. die Fassung, die im Zuwendungsbe-

scheid für verbindlich erklärt wird) wird durch den BZV verantwortet und durch von 

ihm beauftragte Dienstleister durchgeführt. Die Betreiberin hat die erstellte Dokumen-

tation in ihr System zu übernehmen und fortzuschreiben und zu pflegen. Die Betrei-

berin ist zur Abstimmung und Mitwirkung nach besten Kräften verpflichtet, und zwar 

so zeitgerecht, dass der BZV seine Pflicht aus § 8 S. 2 NGA-Rahmenregelung zur 

Übermittlung der Daten über die neu geschaffenen Infrastrukturen an die Bundes-

netzagentur (hier und nachfolgend in diesem Vertrag: oder einer zukünftig diese Zu-

ständigkeit übernehmenden Behörde) zwecks Aktualisierung und Pflege des Infra-

strukturatlas innerhalb von acht Wochen nach Fertigstellung der Arbeiten erfüllen 

kann. Der BZV räumt der Betreiberin ein einfaches (nicht-ausschließliches) und nicht 

übertragbares Nutzungsrecht an allen erstellten Plan- und Dokumentationsunterla-

gen ausschließlich für die Zwecke der Durchführung dieses Vertrages, insbesondere 

die Planung, Einbringung, Unterhaltung und Nutzung der aktiven Netzwerktechnik 

ein. Für die Dokumentation der aktiven Netzwerktechnik ist die Betreiberin ohnehin 

selbst verantwortlich. Unbeschadet weitergehender Vereinbarungen dieses Vertra-

ges hat sie dem BZV eine Dokumentation ihrer aktiven Netzwerktechnik in dem Um-

fang zur Verfügung zu stellen und Nutzungsrechte daran einzuräumen, der erforder-

lich ist, damit der BZV seinen vertraglichen und rechtlichen Verpflichtungen, ein-

schließlich der Verpflichtungen aus dem Beihilfe- und Zuwendungsrecht, nachkom-

men kann. 
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§ 4 

Erlaubnisse und Gestattungen 

§ 4.1 Erlaubnisse für die Verlegung der Netzinfrastruktur. Die Erwirkung etwaiger für 

die Errichtung der passiven Netzinfrastruktur erforderlicher öffentlich-rechtlicher Ge-

nehmigungen, Sondernutzungserlaubnisse und Zustimmungserklärungen sowie et-

waig erforderlicher privatrechtlicher Gestattungen obliegt dem BZV als Auftraggeber, 

soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist. Hierfür erforderliche Kosten hat 

der BZV zu tragen. Die Betreiberin unterstützt den BZV im Rahmen der Beratung und 

Abstimmung und fordert nötigenfalls den BZV rechtzeitig nach Maßgabe eines abge-

stimmten Zeitplans zur Einholung der Erlaubnisse usw. auf. Die Erwirkung von etwa 

erforderlichen Erlaubnissen für Errichtung und Betrieb der einzubringenden aktiven 

Verbindungstechnik sowie der sonstigen Tätigkeiten eines Carriers oder Dienstean-

bieters obliegt nicht dem BZV. 

§ 4.2 Telekommunikationsrechtliche Nutzungsberechtigung. Die Vertragsparteien 

sind sich einig, dass zur Vereinfachung des Verfahrens eine mehrfache Einholung 

einer telekommunikationsrechtlichen Nutzungsberechtigung von Verkehrswegen (§ 

68 und § 69 TKG) und entsprechender Zustimmungserklärungen der Träger der We-

gebaulast (§ 68 Abs. 3 TKG) nach Möglichkeit vermieden werden soll. Zur Erlangung 

der Nutzungsberechtigung werden die Parteien in geeigneter Weise zusammenwir-

ken. Dabei wird die Betreiberin eine entsprechende Nutzungsberechtigung für das 

Gebiet beantragen, soweit sie darüber nicht bereits verfügt, und deren Ausübung im 

Hinblick auf die passive Netzinfrastruktur dem BZV auf Verlangen überlassen, soweit 

dies rechtlich möglich ist. Falls erforderlich, wird der BZV seinerseits eine Nutzungs-

berechtigung beantragen, soweit das rechtlich möglich ist. Die Zustimmungserklärun-

gen der Wegebaulastträger werden vom BZV im eigenen und zugleich im Namen der 

Betreiberin eingeholt. Die Vertragsparteien werden sich in diesem Zusammenhang 

gegenseitig im erforderlichen Umfang bevollmächtigen und auch sonst unterstützen. 

§ 4.3 Grundstücksnutzungsrechte. Soweit privatrechtliche Gestattungen (außer den 

Grundstückseigentümererklärungen bei Hausanschlüssen, s. sogleich) erforderlich 

werden, obliegt deren Einholung dem BZV auf eigene Kosten. Dem BZV obliegt es 

auch, dafür Sorge zu tragen, dass die für die Errichtung der nach Maßgabe der ab-

gestimmten Netzplanung erforderlichen Technikcontainer (Points of Presence, PoP) 

nötigen Grundflächen auf gemeindlichen Grundstücken zur Verfügung gestellt wer-
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den (die Errichtung erfolgt ebenfalls durch den BZV als Bestandteil der passiven Net-

zinfrastruktur). Der Abschluss von Grundstücksnutzungsverträgen für Hausan-

schlüsse nach § 45a TKG und entsprechenden Nachfolgeregelungen obliegt jedoch 

nicht dem BZV, sondern der Betreiberin als Anbieterin. Die Nutzungsrechte hieraus 

werden dem BZV zum Zweck der Herstellung der Anschlussleitungen und Einräu-

mung des Besitzes daran bereits jetzt unwiderruflich von der Betreiberin abgetreten; 

der BZV nimmt die Abtretung an. Bei Beendigung dieses Vertrages hat die Betreiberin 

dafür Sorge zu tragen, dass die Grundstücksnutzungsverträge auf den BZV oder 

nach dessen Wahl einen neuen Betreiber übergehen. Sollte die rechtliche Zulässig-

keit abschließend geklärt sein, wird sich der BZV auf entsprechenden Nachweis auch 

damit einverstanden erklären, dass die Betreiberin die Grundstücksnutzungsverträge 

in seinem Namen abschließt. 

§ 4.4 Mit der Ausnutzung verbundene Kosten. Hinsichtlich der Verpflichtungen und Kos-

ten, die mit der Ausnutzung gesetzlicher Nutzungsrechte (§§ 70-76 TKG) und privat-

rechtlicher Gestattungen verbunden sind, gelten, soweit sie nicht die Errichtung der 

passiven Netzinfrastruktur betreffen, die Regelungen dieses Vertrags hinsichtlich der 

Unterhaltung. 

§ 5 

Bauphase 

§ 5.1 Rahmenterminplan. Die Vertragsparteien stimmen einen Rahmenterminplan für die 

Errichtung der passiven Netzinfrastruktur, die Einbringung der aktiven Netzwerktech-

nik und die weiteren Schritte bis zur Verfügbarkeit der Breitband-Internetanbindung 

einvernehmlich ab, wobei die Schritte so zu planen sind, dass eine unverzügliche 

Internetanbindung nach Fertigstellung der passiven Netzinfrastruktur ermöglicht wird. 

Der Rahmenterminplan hat den Anforderungen an die gesetzlich erforderliche Aus-

schreibung der Planungs- und Bauleistungen Rechnung zu tragen, nachrangig dazu 

dem Angebot der Betreiberin im Vergabeverfahren. Insbesondere sind die Angaben 

der Betreiberin im Vergabeverfahren über die von ihr benötigten Zeiten bis zur Her-

stellung der Breitband-Internetanbindung heranzuziehen. Können sich die Parteien 

über den Rahmenterminplan nicht einigen, ist der BZV zu einer Entscheidung berech-

tigt, aber nur im Rahmen billigen Ermessens (§ 315 BGB). 
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§ 5.2 Abschnittsweise Errichtung. Um den zeitlichen, rechtlichen und technischen Erfor-

dernissen für Planung und Bau Rechnung zu tragen, kann nach vorausgehender Kon-

sultation zwischen den Vertragsparteien eine abschnittsweise Planung und Errich-

tung vereinbart werden. Dem Endtermin für die Sicherstellung der Breitband-Inter-

netanbindung gemäß dem vorstehenden Absatz ist auch dabei Rechnung zu tragen. 

§ 5.3 Ausschreibungsbeginn. Mit der Ausschreibung des Auftrags bzw. der Aufträge für 

die weitere Planung der passiven Netzinfrastruktur – ggf. für den entsprechend ver-

einbarten Abschnitt – muss der BZV nicht beginnen, solange das Rücktrittsrecht man-

gels Erreichen der Startquote nach § 28.1 noch entstehen kann oder im Falle seines 

Entstehens noch nicht erloschen ist. Falls die Betreiberin einen früheren Beginn 

wünscht, kann der BZV eine gesonderte Vereinbarung über eine Kostenentlastung 

für den Fall vergeblicher Aufwendungen zur Voraussetzung machen. Die Zeitpläne 

für die Vergabe der Bauaufträge sind mit dem Rahmenterminplan abzustimmen. Für 

den Beginn der Vergabeverfahren gelten die Sätze 1 und 2 sinngemäß. Die Bauauf-

träge werden zudem erst ausgeschrieben, wenn die mit der Betreiberin abgestimmte, 

den Erfordernissen dieses Vertrags entsprechende und ausführungsreife Planung 

einschließlich baulicher Leistungsverzeichnisse als Bestandteil der Ausschreibungs-

unterlagen und die erforderlichen Erlaubnisse und Gestattungen vorliegen. 

§ 5.4 Nachträgliche Hausanschlüsse. Nachträgliche Hausanschlüsse für Endkunden, für 

welche die Hausanschlüsse nicht bereits bei der anfänglichen Errichtung der passi-

ven Netzinfrastruktur berücksichtigt wurden, weil in der initialen Vermarktungsphase 

kein Endnutzervertrag abgeschlossen wurde bzw. keine verbindliche Zusage vorlag, 

stellt der BZV auf Anforderung der Betreiberin unverzüglich her (wobei im Kostenin-

teresse eine angemessene zeitliche Koordination und Zusammenfassung von Bau-

maßnahmen zu berücksichtigen ist), hierfür wird der BZV ein höheres Entgelt verlan-

gen als für die anfänglich beauftragten (§ 25.4). Der Betreiberin obliegt die Koordina-

tion und Abrechnung. Auch ohne Anforderung der Betreiberin kann der BZV nach-

trägliche Hausanschlüsse errichten lassen; diese sind von der Betreiberin in ihr Netz 

zu integrieren. 
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§ 6 

Installation der aktiven Netzwerktechnik 

§ 6.1 Verpflichtung zur Errichtung. Die Betreiberin ist berechtigt und verpflichtet, die pas-

sive Netzinfrastruktur unverzüglich nach Maßgabe des abgestimmten Rahmenter-

minplans mit der aktiven Netzwerktechnik für das NGA-Breitbandnetz auszustatten 

und diese – und damit das Breitbandnetz – in Betrieb zu nehmen. Outdoor-Gehäuse 

wie Points of Presence (PoPs) und Multifunktionsgehäuse (MFGs) als Standorte für 

die aktive Technik sind Bestandteil der passiven Infrastruktur und werden im Auftrag 

des BZV im Verfahren gem. § 3 bis § 5 errichtet. Die Betreiberin erhält uneinge-

schränkten Zugang zu den Bauten sowie die unentgeltliche Möglichkeit, dort ihre not-

wendige Technik zu installieren und zu betreiben. 

§ 6.2 Beschreibung der aktiven Netzwerktechnik. Die aktive Netzwerktechnik beinhaltet 

auch die Netzwerkmanagementsysteme, die erforderliche Software, die erforderli-

chen Lizenzen und die Dokumentation. Einzelheiten bzw. die daran zu stellenden An-

forderungen sind in der Leistungsbeschreibung sowie im letztverbindlichen Angebot 

der Betreiberin im vorangegangenen Vergabeverfahren näher dargestellt. Abwei-

chungen von diesen Grundlagen bedürfen der Zustimmung des BZV, die nur aus 

sachlichen Gründen verweigert werden darf. 

§ 6.3 Errichtung auf eigenes Risiko. Die Installation der aktiven Netzwerktechnik erfolgt 

auf eigene Kosten und eigenes Risiko der Betreiberin. Hierfür etwa erforderliche öf-

fentlich-rechtliche Erlaubnisse und Zulassungen hat die Betreiberin selbst einzuholen. 

Die Errichtung ist zeitlich im Rahmenterminplan zu berücksichtigen (§ 5.1). Die aktive 

Netzwerktechnik geht durch die Errichtung nicht in das Eigentum des BZV oder des 

Grundstückseigentümers über, sie ist nach Auffassung der Parteien zu einem vo-

rübergehenden Zweck für die Dauer des Vertrages eingebracht. Bei Beendigung des 

Pachtverhältnisses gilt § 21.3. 

§ 6.4 Nutzung der passiven Netzinfrastruktur. Zur Installation der aktiven Netzwerktech-

nik ist die Betreiberin berechtigt, die passive Netzinfrastruktur auch schon vor ihrer 

Übergabe als Pachtgegenstand, also auch schon während der Bauphase, ohne ge-

sondertes Entgelt und auf eigene Gefahr zu nutzen. Unberührt bleiben Regelungen 

dieses Vertrags zur abschnittsweisen Übergabe und damit verbundenen anteiligen 

Pachtzahlung. 

a) Technische Abnahme. Nach Fertigstellung der aktiven Netzwerktechnik findet eine 

technische Abnahme durch die Vertragsparteien statt. Im Fall einer abschnittsweisen 
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Errichtung finden technische Teilabnahmen für die einzelnen Abschnitte statt. Bei der 

technischen Abnahme wird geprüft, (a) ob das Breitbandnetz den Anforderungen die-

ses Vertrags und dem Angebot der Betreiberin entspricht, (b) ob die passive Netzinf-

rastruktur durch die Errichtung unbeschädigt geblieben ist – dabei sind sich die Par-

teien einig, dass die Einbringung der aktiven Netzwerktechnik keine Beschädigung 

darstellt –, (c) ob das Breitbandnetz die sich aus der Leistungsbeschreibung und 

nachrangig dazu dem Angebot der Betreiberin ergebenden Qualitätsparameter der 

Internetanbindung technisch gewährleistet. 

§ 6.5 Abnahmeniederschrift, Bedeutung. Über die technische Abnahme wird eine ge-

meinsame Niederschrift gefertigt, in welche festgestellte Mängel und ggf. unterschied-

liche Auffassungen der Parteien dazu aufzunehmen sind. Im Hinblick auf die dauer-

hafte Verantwortung der Betreiberin für die Unterhaltung des Breitbandnetzes und die 

technische Gewährleistung der Breitband-Internetanbindung bewirkt die technische 

Abnahme als solche weder einen Gefahrübergang hinsichtlich des Breitbandnetzes 

auf den BZV noch eine Beweislastumkehr hinsichtlich der Mangelfreiheit. Unberührt 

bleiben die Regelungen zur Gefahrtragung in § 17. 

§ 6.6 Mängelbeseitigung. Mängel der aktiven Netzwerktechnik und durch die Installation 

der aktiven Netzwerktechnik verursachte Schäden an der passiven Netzinfrastruktur 

hat die Betreiberin unverzüglich auf eigene Kosten zu beseitigen. 

§ 6.7 Unterhaltung. Für Betrieb und Unterhaltung des Breitbandnetzes gelten die in die-

sem Vertrag noch gesondert getroffenen Regelungen. 

§ 7 

Zusammenarbeit 

§ 7.1 Kooperationspflicht. Die Vertragsparteien werden bei Planung und Errichtung der 

passiven Netzinfrastruktur sowie deren Ausstattung mit der aktiven Technik nach 

Treu und Glauben miteinander kooperieren. Dazu gehören insbesondere die unent-

geltliche Zurverfügungstellung aller für die jeweils andere Vertragspartei erforderli-

chen Informationen nach Maßgabe von deren Verfügbarkeit sowie die unverzügliche 

Entscheidung der zur Abstimmung anstehenden Fragen. 

§ 7.2 Verantwortliche Vertreter. Die Vertragsparteien benennen sich gegenseitig unver-

züglich nach Vertragsschluss schriftlich diejenigen Personen, welche im Rahmen der 

Zusammenarbeit zu verbindlichen Erklärungen für die jeweilige Vertragspartei zur 
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Ausführung des Vertrags befugt sind. Die Grundsätze der Anscheins- und Duldungs-

vollmacht finden keine Anwendung. Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrags 

sind den gesetzlichen Vertretern bzw. dazu gesondert Bevollmächtigten vorbehalten. 

§ 8 

Verzugsfolgen 

§ 8.1 Haftungsbeschränkung bei Verzug. Gerät eine Vertragspartei – der BZV mit der 

Fertigstellung der passiven Netzinfrastruktur bzw. die Betreiberin mit der nötigen Be-

ratung und mit der Fertigstellung der aktiven Netzwerktechnik – im Verhältnis zum 

abgestimmten Rahmenterminplan (auch in Bezug auf gesondert zu übergebende Ab-

schnitte) in Verzug, so beschränkt sich ihre Verpflichtung zum Schadensersatz wegen 

Verzugs – auch im Falle der vorzeitigen Vertragsbeendigung – auf den Ersatz von 

Verzugsschäden der anderen Vertragspartei bei der jeweils ihr obliegenden Errich-

tungsleistung (z.B. aus Ansprüchen der beauftragten Bauunternehmen oder Verlust 

von Fördermitteln); die in Verzug geratene Vertragspartei haftet jedoch nicht für im-

materielle Schäden oder entgangenen Gewinn, insbesondere auch nicht für Einnah-

meverluste aus einer verzögerten Inbetriebnahme. Die vorstehende Haftungsbe-

schränkung gilt nicht im Falle groben Verschuldens (Vorsatz oder grobe Fahrlässig-

keit). Dritte können sich auf diese Haftungsbeschränkung nicht berufen. Die Haf-

tungsbeschränkung gilt nicht, soweit einer Vertragspartei wegen des den Verzug be-

gründenden Umstands weitergehende und einbringliche Ansprüche gegen Dritte zu-

stehen. Die in Verzug geratene Vertragspartei tritt der anderen diese Ansprüche ab, 

bis zur Grenze der Haftungsbeschränkung wirkt die Abtretung nur erfüllungshalber. 

§ 8.2 Rücktrittsrechte. Von vorstehenden Haftungsbeschränkungen unberührt bleiben in 

diesem Vertrag vereinbarte Rücktrittsrechte und Kündigungsrechte. Auch in diesen 

Fällen bleibt die Haftung wegen Verzugs aber wie vorstehend beschränkt, soweit der 

Vertrag diesbezüglich nichts anderes regelt. 
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3. Abschnitt: Verpachtung der passiven Netzinfrastruktur 

§ 9 

Verpachtung 

§ 9.1 Verpachtung. Der BZV als Verpächter verpachtet hiermit der Betreiberin als Pächte-

rin den noch zu erstellenden Pachtgegenstand im Sinne von § 10.1 für die unten ge-

regelte Pachtzeit gemäß den in diesem Vertrag vereinbarten Regelungen zum Zweck 

seiner Ausstattung mit aktiver Technik und des Betriebs eines Telekommunikations-

netzes zur Nutzung von Breitbanddiensten („Breitbandnetz“). Das Breitbandnetz darf 

neben der Internetanbindung auch für Zusatz-Dienste, wie im Angebot der Betreiberin 

beschrieben oder damit vergleichbar, genutzt werden. Der Betreiberin wird damit die 

tatsächliche Verfügungsgewalt und Funktionsherrschaft über das gesamte Breitband-

netz eingeräumt (vgl. auch § 22.1). Zu rechtsgeschäftlichen Verfügungen wie einer 

Veräußerung des Pachtgegenstands an Dritte oder dessen Verpfändung oder sons-

tigen Belastung mit Rechten Dritter ist die Betreiberin nicht befugt. 

§ 9.2 Bindung an den Zweck. Die Verpachtung erfolgt ausschließlich zu dem genannten 

Zweck. Eine Übereignung an die Betreiberin findet nicht statt. Die Betreiberin ver-

pflichtet sich, den Pachtgegenstand nur zu dem vorgenannten Zweck zu nutzen. Jede 

Änderung des Zwecks oder der Art des Betriebs bedarf der schriftlichen Zustimmung 

des BZV.  

§ 9.3 Unterverpachtung. Eine Unterverpachtung oder Untervermietung des Pachtgegen-

stands ist ohne vorherige schriftliche Zustimmung des BZV nicht zulässig. Die Ge-

währleistung des offenen Zugangs für Dritte auf Vorleistungsebene im Sinne von § 

23 ist jedoch ohne gesonderte Zustimmung zulässig und nach Maßgabe der geson-

derten Regelungen dieses Vertrags hierzu und ggf. weitergehender gesetzlicher oder 

regulatorischer Anforderungen auch geboten. 

§ 10 

Pachtgegenstand und Übergabe 

§ 10.1 Pachtgegenstand. Gegenstand der Verpachtung ist die passive Netzinfrastruktur im 

Sinne von § 2.3 (ggf. unter Einschluss künftiger Erweiterungen nach § 2.4 und den 

dort genannten Bestimmungen), wie sie künftig gemäß dem letztverbindlichen Ange-
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bot der Betreiberin im Vergabeverfahren (welches ggf. beim Abschluss des Einzel-

vertrags noch konkretisiert wurde) und entsprechend der nach diesem Vertrag fort-

geschriebenen Planung errichtet ist. 

§ 10.2 Bestandsdokumentation. Im Einzelnen ist der Pachtgegenstand nach seiner Errich-

tung bzw. nach der Errichtung gesonderter Abschnitte davon in einer Bestandsdoku-

mentation zu beschreiben, die von den Vertragsparteien bei Übergabe als Bestandteil 

des Übergabeprotokolls nach Prüfung genehmigt wird. Die Erstellung richtet sich 

nach § 3.10. Der BZV wird Eigentümer dieser Dokumentation, sie darf von der Betrei-

berin nicht anders genutzt werden als für den Pachtbetrieb erforderlich. Die Bestands-

dokumentation ist während der Pachtzeit von der Betreiberin in ihrem GIS zu pflegen 

und fortzuschreiben.  

§ 10.3 Verpflichtung zur Übernahme. Die Betreiberin ist verpflichtet, den Pachtgegenstand 

nach seiner Fertigstellung zu übernehmen, soweit dieser Vertrag keine Ausnahmen 

von dieser Pflicht vorsieht. Der BZV kündigt der Betreiberin den Übergabetermin spä-

testens einen Monat im Voraus in Textform an. Dies und die sonstigen Regelungen 

dieses Paragrafen zur Übergabe gelten entsprechend bei abschnittsweiser Errich-

tung. 

§ 10.4 Übergabeverhandlung, Vorbegehung. Über die Übergabeverhandlung wird ein 

schriftliches Übergabeprotokoll gefertigt, welches von beiden Parteien unterzeichnet 

wird. Durch ihre Unterschrift bestätigt die Betreiberin, dass sich der Pachtgegenstand 

bei der Übergabe in einem zum vertragsgemäßen Gebrauch geeigneten Zustand be-

findet. Diesbezügliche Beanstandungen der Betreiberin sind in das Übergabeproto-

koll aufzunehmen, ebenso eine abweichende Auffassung des BZV. Ist der Pachtge-

genstand trotz der Beanstandungen im Großen und Ganzen gebrauchsfähig, hindert 

dies die Verpflichtung zur Übernahme nicht. Jede Partei kann verlangen, dass bereits 

vor der Übergabeverhandlung – auch gemeinsam mit Abnahmeverhandlungen ge-

genüber Baufirmen – gemeinsame und entsprechend zu protokollierende Vor-Abnah-

men zur Feststellung des Zustands und von etwaigen Mängeln stattfinden, um auf 

diese Weise rechtzeitig vor der Übergabe Mängelbeseitigungsmaßnahmen veranlas-

sen zu können. Verweigert die jeweils andere Partei ihre Mitwirkung an einer Vor-

Abnahme, gehen daraus resultierende Nachteile zu ihren Lasten. 

§ 10.5 Unberechtigte Verweigerung der Übernahme. Übernimmt die Betreiberin den 

Pachtgegenstand zu dem angekündigten Termin nicht, obwohl sie zur Übernahme 

dieses Vertrages verpflichtet ist und insbesondere sich der Pachtgegenstand in einem 
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vertragsgemäßen Zustand nach § 10.4 befindet, kann der BZV unter Einhaltung einer 

mindestens 7-tägigen Frist einen erneuten Übergabetermin bestimmen. Erfolgt die 

Übernahme auch diesmal nicht, obwohl die Betreiberin zur Übernahme verpflichtet 

ist, gilt die Übergabe gleichwohl als erfolgt. Der BZV ist in diesem Fall binnen drei 

Monaten zur fristlosen Kündigung des Vertrages berechtigt. 

§ 11 

Pachtzeit 

§ 11.1 Beginn und Dauer. Die Pachtzeit beginnt mit der Übergabe und endet mit dem 

31.12.2033. Bei abschnittsweiser Übergabe beginnt die Pachtzeit für den jeweiligen 

Abschnitt mit dessen Übergabe, das Enddatum bleibt unberührt. 

§ 11.2 Ausschluss stillschweigender Verlängerung. Eine stillschweigende Verlängerung 

der Pachtzeit durch Fortsetzung des Gebrauchs (§ 545 BGB) ist ausgeschlossen. 

§ 11.3 Verlängerungsoption. Der BZV hat das Optionsrecht, die Pachtzeit zweimal um je-

weils bis zu 5 Jahre zu verlängern. Die Ausübung der Option erfolgt durch schriftliche 

Erklärung gegenüber der anderen Partei. Geht diese Erklärung der anderen Partei 

nicht spätestens 18 Monate vor dem Ablauf der geltenden Pachtzeit zu, kann diese 

die Verlängerung innerhalb eines Monats nach Zugang zurückweisen; die Ausübung 

der Option später als 6 Monate vor dem Ablauf der geltenden Pachtzeit ist ausge-

schlossen. Übt der BZV seine Option aus, so gilt die Regelung zur Mitnutzung gem. 

§ 2.5 für den Verlängerungszeitraum weiter, soweit nicht die Pächterin die Beendi-

gung der Mitnutzungsmöglichkeit zu vertreten hat. 

§ 12 

Gewährleistung für Mängel 

§ 12.1 Geschuldeter Zustand des Vertragsobjekts. Der geschuldete Zustand des Pacht-

gegenstands bei seiner Übergabe ergibt sich aus der gemäß § 3 zu Grunde gelegten 

bzw. nach Vertragsschluss konkretisierten Planung. Soweit darin nicht näher be-

schrieben, wird die passive Netzinfrastruktur in mittlerer Art und Güte hergestellt.  

§ 12.2 Gewährleistung für Herstellungsmängel. Der BZV gewährleistet, dass die passive 

Netzinfrastruktur der Betreiberin in dem geschuldeten Zustand gemäß dem vorste-

henden § 12.1 übergeben wird. Bei der Übergabe zu Recht beanstandete oder später 

innerhalb der mit den Bauunternehmen vereinbarten Gewährleistungsfristen nach § 
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13 VOB/B auftretende und zu Recht beanstandete Herstellungsmängel wird der BZV 

im Rahmen der ihm zustehenden Gewährleistungsrechte gegenüber den mit den 

Baumaßnahmen beauftragten Unternehmen unverzüglich beseitigen lassen. Der 

BZV hat für eine VOB/B-konforme (bei Lieferleistungen VOL/B-konforme) Gewähr-

leistungsregelung in den Verträgen zu sorgen. Die Betreiberin ist zur unverzüglichen 

Mängelanzeige in Textform verpflichtet. Ein Selbstvornahmerecht der Betreiberin be-

steht nur in den Fällen des § 13.7. Die Gewährleistung des BZV für Herstellungsmän-

gel nach diesem Absatz ist ausgeschlossen, soweit der Mangel durch die eigene Tä-

tigkeit der Betreiberin, insbesondere eine fehlerhafte Beratung bei Planung und Bau, 

verursacht wurde (vgl. § 3.3). 

§ 12.3 Beschränkte Haftung des BZV als Verpächter. Für durch einen nach Vertrags-

schluss entstehenden Mangel des Pachtgegenstands oder durch eine sonstige 

Pflichtverletzung verursachte Schäden haftet der BZV nur, wenn ihm, seinen gesetz-

lichen Vertretern oder Erfüllungsgehilfen Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur Last gelegt 

werden kann oder wenn sich der BZV mit einer ihm obliegenden Beseitigung des 

Mangels in Verzug befunden hat. Die Haftung auf Schadensersatz ist beschränkt auf 

einen Betrag von 50.000 € pro Schadenfall und pro Jahr auf das Doppelte dieser 

Summe, unberührt von dieser Beschränkung bleibt eine Verpflichtung zur Wiederher-

stellung des Pachtgegenstands (§ 16.2). Die Haftungsbeschränkung des vorstehen-

den Satzes greift ferner nicht ein: (a) bei Verletzungen von Leben, Körper oder Ge-

sundheit, (b) wenn dem BZV oder seinen gesetzlichen Vertretern oder Erfüllungsge-

hilfen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt, (c) soweit der BZV die Freiheit 

von bestimmten Mängeln oder eine bestimmte Eigenschaft des Vertragsobjekts be-

sonders zugesichert oder einen Mangel arglistig verschwiegen hat.  

§ 12.4 Minderung der Pacht. Die Vertragsparteien sind sich bewusst, dass die von der Be-

treiberin geschuldete Pacht dem BZV zur Bedienung der Fremdfinanzierung der In-

vestitionen in die passive Netzinfrastruktur dient und daher ein verlässlicher Zah-

lungsstrom die Entscheidung für das Projekt erst ermöglicht. Im Hinblick auf das ge-

setzliche Recht zur Minderung der Pacht bei Mängeln sind sich die Parteien einig, 

dass Abweichungen der tatsächlichen von vereinbarten Maßen des Vertragsobjekts 

(beispielsweise Querschnitten) oder sonst eine Einschränkung der Gebrauchstaug-

lichkeit um weniger als 10 % als unerhebliche Minderung im Sinne von § 536 Abs. 1 

S. 3 BGB gilt, die nicht zu einer Minderung berechtigt. Soweit es nicht um innerhalb 

der Gewährleistungsfrist ordnungsgemäß angezeigte Herstellungsmängel geht, be-

steht das Minderungsrecht ferner nicht, soweit die Betreiberin die Beseitigung des 
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Mangels nach den Vereinbarungen dieses Vertrages zur Unterhaltung und Instand-

haltung selbst übernommen hat oder den Mangel durch ihre eigene Tätigkeit, insbe-

sondere eine fehlerhafte Beratung bei Planung und Bau (vgl. § 3.3), selbst verursacht 

hat. Ein bestehendes gesetzliches Minderungs- oder Zurückbehaltungsrecht wegen 

Mängeln kann die Betreiberin nur ausüben, soweit sie dies dem BZV spätestens ei-

nen Monat vor Fälligkeit der jeweiligen Pacht schriftlich angekündigt hat. Entspre-

chendes gilt für eine Aufrechnung mit Gegenansprüchen. 

§ 13 

Unterhaltung und Instandhaltung 

§ 13.1 Begriffe Unterhaltung/Instandhaltung. Unterhaltung und Instandhaltung werden in 

diesem Vertrag gleichbedeutend verwendet und umfassen die Gesamtheit der Maß-

nahmen zur Aufrechterhaltung und Wiederherstellung des vertragsgemäßen Zu-

stands des Pachtgegenstands nach der Übergabe. Sie umfassen dabei Inspektion, 

Wartung und Instandsetzung. Unterhaltung und Instandhaltung umfassen nicht Maß-

nahmen der Verbesserung oder zur Steigerung des Gebrauchswerts oder Erweite-

rung der Funktionen (Verbesserungsmaßnahmen, vgl. dazu § 13.12).  

§ 13.2 Grundsatz. Der Pachtgegenstand ist während der Pachtzeit ordnungsgemäß zu un-

terhalten. Die Unterhaltung erfolgt unter Berücksichtigung der Erfordernisse des ver-

tragsgemäßen Pachtbetriebes durch die nach den folgenden Vereinbarungen jeweils 

verantwortliche Vertragspartei. Die geplante Instandhaltung erfolgt in an diese Erfor-

dernisse angepassten verkehrsüblichen Intervallen; eine etwaige übliche Abnutzung 

durch den bestimmungsgemäßen Gebrauch innerhalb dieser Intervalle stellt keine 

Beeinträchtigung des vertragsgemäßen Zustands dar.  

§ 13.3 Verteilung der Verantwortlichkeit. Die Vertragsparteien vereinbaren durch diesen 

Vertrag eine vom gesetzlichen Regelfall der Verpächterpflicht zur Instandhaltung in 

beschränktem Umfang abweichende Verteilung der Verantwortlichkeit vor dem Hin-

tergrund, dass in der vorliegenden Konstellation der Instandhaltungsbedarf wesent-

lich durch den Gebrauch der (alleinigen) Betreiberin bzw. durch Ereignisse aus ihrer 

Risikosphäre ausgelöst wird (z.B. durch die von ihr verantwortete Einbringung von 

aktiven Komponenten oder durch Eingriffe von Dritten, denen die Betreiberin Zugang 

zum Netz gewährt, auch im Rahmen von § 23). Die Verantwortlichkeit für Einwirkun-
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gen durch sonstige Dritte außerhalb der Sphäre der Betreiberin verbleibt nach Maß-

gabe des Vertrages beim BZV. Diese Verteilung der Verantwortlichkeit ist bei der 

wettbewerblichen Ermittlung der Höhe der Pacht berücksichtigt worden. 

§ 13.4 Instandhaltung im Allgemeinen. Soweit in diesem Vertrag nicht gesondert geregelt, 

ist die Betreiberin ab der Übergabe – ggf. auch der abschnittsweisen Übergabe für 

die übergebenen Abschnitte – zur Durchführung der Unterhaltung der passiven Net-

zinfrastruktur einschließlich dazugehöriger baulicher und technischer Anlagen ver-

pflichtet und trägt die Kosten hierfür. Für die Beseitigung von Herstellungsmängeln 

des Neubaus innerhalb der Gewährleistungsfristen ist der BZV nach Maßgabe von § 

12.2 verantwortlich. 

§ 13.5 Folgepflichten und Folgelasten. Soweit Baumaßnahmen der jeweiligen Träger der 

Wegebaulast oder sonstige Änderungen an den Grundstücken, durch welche die pas-

sive Netzinfrastruktur verläuft, eine Verpflichtung zur Umverlegung oder sonstige bau-

lichen Anpassung der passiven Netzinfrastruktur nach Gesetz oder Vertrag auslösen, 

so ist diese Folgepflicht auf Kosten des BZV von diesem zu erfüllen; der BZV trägt 

auch erforderliche Aufwendungen der Betreiberin für aus diesem Grund erforderliche 

Änderungen an deren aktiver Netzwerktechnik. Der BZV kann von der Betreiberin 

verlangen, dass diese die erforderlichen Maßnahmen ausführt oder durch Dritte aus-

führen lässt. In diesem Fall ist von der Betreiberin nach Wahl des BZV vorab eine 

Kostenschätzung oder mehrere Nachunternehmerangebote vorzulegen, über deren 

Freigabe der BZV im Benehmen mit der Betreiberin entscheidet. Die Kostenlast gem. 

Satz 1 trifft den BZV nicht, falls die ursächliche Baumaßnahme von der Betreiberin 

veranlasst wurde. 

§ 13.6 Ersatzvornahme. Erbringt die Betreiberin erforderliche Leistungen der Unterhaltung 

ungeachtet einer schriftlichen Aufforderung nicht in angemessener Frist, so kann der 

BZV diese Leistungen selbst oder durch Dritte vornehmen und Ersatz der erforderli-

chen Aufwendungen von der Betreiberin verlangen; die Betreiberin hat für die erfor-

derlichen Aufwendungen auf Verlangen Vorschuss zu leisten. 

§ 13.7 Gefahr im Verzug. Bei Gefahr im Verzug, insbesondere in den Fällen, in denen die 

umgehende Beseitigung eines aufgetretenen Mangels zur Aufrechterhaltung des Be-

triebs der Infrastruktur erforderlich ist, ist jede Vertragspartei zum Selbsteintritt be-

rechtigt und kann, sofern und soweit die andere Vertragspartei nach den Regelungen 

des Vertrages zur Kostentragung verpflichtet ist, von dieser den Ersatz der erforder-

lichen Aufwendungen verlangen. 
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§ 13.8 Abweichende Durchführung im Einzelfall. Darüber hinaus können die Vertrags-

parteien im Einzelfall vereinbaren, dass bestimmte, einer Vertragspartei obliegende 

Leistungen von der anderen gegen Ersatz der erforderlichen Aufwendungen erbracht 

werden. 

§ 13.9 Abstimmung der Durchführung. Die Betreiberin ist verpflichtet, die Durchführung 

von Unterhaltungsmaßnahmen mit dem BZV abzustimmen. Der BZV kann einzelnen 

Maßnahmen oder der vorgesehenen Ausführungsart widersprechen, wenn begrün-

dete Bedenken hinsichtlich der Fachgerechtigkeit, der Erfüllung rechtlicher Anforde-

rungen oder einer Verschlechterung des Pachtgegenstands bestehen. 

§ 13.10 Dokumentation. Die Unterhaltungsmaßnahmen sind von der Betreiberin zu doku-

mentieren. Die Dokumentation muss mindestens Zeitpunkt, Lage und eine Beschrei-

bung der durchgeführten Maßnahme enthalten. Die Dokumentation ist dem BZV ein-

mal jährlich und auf besondere Anforderung jederzeit in schriftlicher Form und ver-

kehrsüblicher elektronischer Fassung zur Verfügung zu stellen. 

§ 13.11 Verkehrssicherungspflicht. Die Betreiberin trägt ab dem Beginn der Pachtzeit al-

leinverantwortlich alle Verkehrssicherungspflichten für den Pachtgegenstand bzw. die 

bereits übergebenen Abschnitte. Sollte aus einer Verletzung dieser Verpflichtung der 

BZV in Anspruch genommen werden, so hat die Betreiberin diesen unverzüglich frei-

zustellen. 

§ 13.12 Verbesserungsmaßnahmen. Die Betreiberin hat Maßnahmen zur Verbesserung 

des Pachtgegenstands sowie Maßnahmen, die der Anpassung an gesetzliche Vor-

gaben dienen (zusammenfassend: „Verbesserungsmaßnahmen“), zu dulden, wenn 

sie der jeweiligen Maßnahme nicht binnen eines Monats nach schriftlicher Ankündi-

gung durch den BZV schriftlich widersprochen hat. Das Widerspruchsrecht besteht 

nicht, soweit Verbesserungsmaßnahmen zur Erfüllung gesetzlicher oder behördlicher 

Verpflichtungen durchgeführt werden müssen. Die Betreiberin soll dem BZV von ihr 

als wirtschaftlich zweckmäßig angesehene Verbesserungsmaßnahmen vorschlagen; 

ein Anspruch auf die Durchführung besteht nicht. 

§ 14 

Umgang mit dem Pachtgegenstand 

§ 14.1 Bindung an den Pachtzweck. Die Betreiberin darf den Pachtgegenstand nur zu dem 

vereinbarten Pachtzweck verwenden (§ 9.1). 
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§ 14.2 Pfleglicher Umgang. Die Betreiberin ist verpflichtet, den Pachtgegenstand pfleglich 

und mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns zu behandeln. Sie hat beim Um-

gang mit allen verpachteten Gegenständen die jeweils einschlägigen öffentlich-recht-

lichen Vorschriften und technischen Regelwerke zu beachten. Die Instandhaltung 

richtet sich nach den in § 13 getroffenen Vereinbarungen. 

§ 14.3 Veräußerungsverbot. Die Betreiberin ist nicht berechtigt, verpachtete Gegenstände 

zu veräußern, zu verpfänden oder in sonstiger Weise zu beleihen oder mit Rechten 

Dritter zu belasten oder aus dem Pachtverhältnis zu entfernen. Unberührt bleiben die 

Regelungen dieses Vertrags zur Einbringung der aktiven Netzwerktechnik sowie der 

Gewährleistung eines offenen Zugangs auf Vorleistungsebene. 

§ 14.4 Informationspflicht. Alle Veränderungen und Eingriffe Dritter – z.B. durch Pfändung 

– sind dem BZV unverzüglich mitzuteilen. Eventuelle Interventionskosten trägt die 

Betreiberin. 

§ 14.5 Bauliche Änderungen. Bauliche oder sonstige technische Änderungen der Hard-

ware des Pachtgegenstands oder sonstiger dem BZV gehörenden Einrichtungen und 

Anlagen darf die Betreiberin nur mit schriftlicher Einwilligung des BZV vornehmen. 

Der BZV kann verlangen, dass von der Betreiberin gewünschte bauliche oder techni-

sche Veränderungen nur durch den BZV bzw. von ihm beauftragte Unternehmen auf 

Kosten der Betreiberin vorgenommen werden.  

§ 15 

Nutzung für die aktive Netzwerktechnik 

§ 15.1 Nutzungszweck. Es ist ausdrücklicher Nutzungszweck der passiven Netzinfrastruk-

tur, dass die Betreiberin aktive Netzwerktechnik einbringt und das resultierende Breit-

bandnetz zur Bereitstellung von Breitbanddiensten, insbesondere zur Gewährleistung 

der breitbandigen Internetanbindung, nutzt und betreibt. Die Betreiberin stattet daher 

die passiven Teilnetze der Netzinfrastruktur auf eigene Kosten mit aktiven Kompo-

nenten aus. Für die Installation der aktiven Netzwerktechnik gilt § 6.  

§ 15.2 Verantwortlichkeit für die Netzinfrastruktur. Die Betreiberin ist dafür verantwort-

lich, dass durch die von ihr eingebrachte aktive Netzwerktechnik weder der BZV noch 

Dritte einen Schaden erleiden. Sie haftet insbesondere für Beschädigungen der pas-

siven Netzinfrastruktur. Sie hat dafür Sorge zu tragen, dass bei der Installation der 

aktiven Netzwerktechnik und bei der Unterhaltung des Breitbandnetzes, soweit sie ihr 



BZV Dänischenhagen, Dänischer Wohld, Hüttener Berge // Betreibermodell Breitbandnetzinfrastruktur II § 16 

VGU I Teil B // Entwurf Pacht- und Betreibervertrag 

Textstand: 06.07.2018  56 Seiten © WEISSLEDER ◼   EWER ◼  Rechtsanwälte  Part mbB Seite 26 

nach diesem Vertrag obliegt, die einschlägigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften und 

technischen Regeln beachtet werden. Eine Haftung der Betreiberin nach dieser Re-

gelung ist jedoch ausgeschlossen, soweit der Schaden auf einen Mangel des Pacht-

gegenstands zurückzuführen ist und dieser Mangel weder von der Betreiberin zu ver-

treten noch von ihr zu erkennen war. 

§ 15.3 Unterhaltung der aktiven Netzwerktechnik. Die Betreiberin ist für die Unterhaltung 

der von ihr eingebrachten Netzinfrastruktur verantwortlich. Die Betreiberin hat diese 

jederzeit auf eigene Kosten in einem zu dem vertragsgemäßen Betrieb geeigneten 

Zustand zu erhalten, insbesondere dergestalt, dass die Internetanbindung entspre-

chend den vereinbarten Qualitätsparametern technisch gewährleistet bleibt. 

§ 15.4 Anpassungspflicht. In den in § 13.5 genannten Fällen der Anpassung der Infrastruk-

tur an Veränderungen in dem jeweiligen Grundstück ist die Betreiberin zur Anpassung 

der von ihr eingebrachten Netzinfrastruktur verpflichtet; die Kostentragung richtet sich 

nach § 13.5. 

§ 16 

Beschädigungen 

§ 16.1 Haftung der Betreiberin. Die Betreiberin haftet für Beschädigungen des Pachtge-

genstands, die von ihr, ihren Vertretern und Erfüllungsgehilfen, insbesondere vom 

Personal verursacht werden, es sei denn, die Beschädigung ist von ihr bzw. den ge-

nannten ihr zuzurechnenden Personen nicht zu vertreten. Erfüllungsgehilfen der Be-

treiberin sind auch Dritte, denen die Betreiberin Zugang zum Netz gewährt, auch im 

Rahmen der Verpflichtungen aus § 23. Sie hat im Rahmen ihrer Haftung die Beschä-

digung auf ihre Kosten zu beseitigen. 

§ 16.2 Haftung des BZV. Der BZV haftet im Falle von Beschädigungen des Pachtgegen-

stands, die von ihm, seinen Vertretern und Erfüllungsgehilfen, insbesondere von sei-

nem Personal, schuldhaft verursacht werden, ohne Rücksicht auf die Haftungsbe-

schränkung nach § 12.2 für die Wiederherstellung. 

§ 16.3 Ansprüche gegen Dritte. Stehen einer Vertragspartei wegen einer Beschädigung 

des Vertragsobjekts, die von der anderen auf deren Kosten zu beseitigen ist, Ansprü-

che gegen Dritte zu, so hat sie diese an die kostenpflichtige Vertragspartei abzutre-

ten. Ersatzleistungen Dritter für Schäden an der passiven Netzinfrastruktur stehen 
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dementsprechend dem BZV zu. Wenn von der Betreiberin eingebrachte aktive Netz-

werktechnik Schaden erleidet und hierfür von Dritten Ersatz geleistet wird, so steht 

dieser Ersatz der Betreiberin zu. 

§ 17 

Zerstörung, Gefahrtragung 

§ 17.1 Gefahrtragung für die passive Netzinfrastruktur. Die Gefahr einer zufälligen Be-

schädigung oder Zerstörung des Pachtgegenstands – also der passiven Netzinfra-

struktur – trägt der BZV. Als zufällig gilt nicht eine Beschädigung oder Zerstörung, die 

durch eine fehlerhaft oder nicht vertragsgemäß durchgeführte Unterhaltung verur-

sacht wurde. 

§ 17.2 Gefahrtragung für die aktive Netzinfrastruktur. Die Gefahr einer zufälligen Be-

schädigung oder Zerstörung der aktiven Netzwerktechnik trägt im Verhältnis der Ver-

tragsparteien die Betreiberin.  

§ 17.3 Wiederherstellung. Werden die passive Netzinfrastruktur oder die von der Betreibe-

rin eingebrachte aktive Netzwerktechnik während der Pachtzeit ganz oder teilweise 

zerstört, so werden diese (ggf. unter Inanspruchnahme der Versicherungsleistungen) 

von der jeweils verantwortlichen Vertragspartei unverzüglich wiederhergestellt. Die 

jeweils zur Wiederherstellung verpflichtete Vertragspartei ist jedoch berechtigt, den 

Vertrag vorzeitig außerordentlich zu kündigen, falls die Wiederherstellung für sie un-

zumutbar ist, insbesondere falls trotz ordnungsgemäßer Versicherung hinreichende 

Versicherungsleistungen nicht erlangt werden können. Soweit der BZV für die Wie-

derherstellung verantwortlich ist, kann er von der Betreiberin verlangen, dass diese 

die erforderlichen Maßnahmen ausführt oder durch Dritte ausführen lässt. In diesem 

Fall ist von der Betreiberin nach Wahl des BZV vorab eine Kostenschätzung oder 

mehrere Nachunternehmerangebote vorzulegen, über deren Freigabe der BZV im 

Benehmen mit der Betreiberin entscheidet. 

§ 17.4 Verletzung der Wiederherstellungspflicht. Kommt eine Vertragspartei ihrer Wie-

derherstellungspflicht ungeachtet einer Abmahnung nicht nach, kann die andere nach 

Setzung einer angemessenen Nachfrist die fristlose Kündigung aussprechen. Die 

Haftung wegen eines Verzugs mit der Wiederherstellungspflicht ist in entsprechender 

Anwendung von § 8.1 beschränkt. 
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§ 18 

Besichtigungsrecht 

§ 18.1 Besichtigungsrecht. Den Beauftragten des BZV ist die Besichtigung, zerstörungs-

freie Untersuchung und ggf. Betretung des Pachtgegenstands jederzeit gestattet. Der 

BZV darf sich zu diesem Zweck auch außenstehender Dritter bedienen. Die betrieb-

lichen Belange der Betreiberin sind bei der Wahrnehmung dieser Rechte zu berück-

sichtigen, insbesondere sind das Fernmeldegeheimnis und die Vorschriften zum Da-

tenschutz zu wahren.  

§ 18.2 Gemeinsame Begehungen. Beide Parteien können in angemessenen Zeitabstän-

den und aus besonderen Anlässen eine gemeinsame Begehung des Pachtgegen-

stands oder von Teilen (z. B. Kabelschächten) durch den BZV und die Betreiberin 

bzw. deren jeweilige Beauftragte verlangen. Sie können verlangen, dass dabei ge-

meinsame Feststellungen zum Zustand getroffen und protokolliert werden. 

§ 19 

Versicherungen 

§ 19.1 Sachversicherung. Die Betreiberin versichert ihre aktive Netzwerktechnik gegen die 

Risiken der Beschädigung und des Untergangs durch eine Sachversicherung in ei-

nem angemessenen Umfang. Dem BZV als Körperschaft des öffentlichen Rechts 

bleibt selbst überlassen, ob er eine entsprechende Sachversicherung für den Pacht-

gegenstand (die passive Netzinfrastruktur) abschließt. Der BZV kann von der Betrei-

berin verlangen, dass diese den Abschluss und die Unterhaltung einer solchen Sach-

versicherung gegen Kostenübernahme mit erledigt. 

§ 19.2 Haftpflichtversicherung. Die Betreiberin unterhält für die ihr nach Gesetz und nach 

diesem Vertrag obliegende Haftung auf ihre Kosten eine angemessene Haftpflicht-

versicherung für sich und ihre Erfüllungsgehilfen; der BZV ist dazu im Hinblick auf 

seine Eigenschaft als Körperschaft des öffentlichen Rechts nicht verpflichtet. Die Be-

treiberin hat dem BZV auf dessen Anforderung für dessen etwaige Haftpflichtversi-

cherung nötige aktuelle Informationen über den Wiederherstellungswert ihrer einge-

brachten aktiven Netzwerktechnik zur Verfügung zu stellen. Für die Versicherung be-

nötigte Angaben über den Wiederherstellungswert der passiven Netzinfrastruktur 

stimmen die Vertragsparteien untereinander ab, die Betreiberin legt dabei eine eigene 
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Schätzung vor; im Streitfall entscheidet der BZV im Rahmen billigen Ermessens (§ 

315 BGB). 

§ 19.3 Betriebsunterbrechungsversicherung. Über den Abschluss von Betriebsunterbre-

chungsversicherungen entscheiden die Vertragsparteien in eigener Verantwortung. 

§ 19.4 Versicherungsleistungen. Soweit einer Vertragspartei aus einem Versicherungs-

vertrag Leistungen für den Ersatz von Schäden bzw. die Wiederherstellung des 

Pachtgegenstands oder der aktiven Netzwerktechnik zustehen, die von der anderen 

Vertragspartei zu tragen sind, kann die belastete Vertragspartei im Schadensfall von 

der anderen Vertragspartei Abtretung der Ansprüche gegen die Versicherung oder 

Herausgabe der Versicherungsleistung Zug um Zug mit der Erfüllung der Verpflich-

tung der Vertragspartei zur Beseitigung der Schäden bzw. Wiederherstellung des 

Vertragsobjekts verlangen.  

§ 19.5 Modalitäten. Die Vertragsparteien sind jeweils verpflichtet, bei der Geltendmachung 

von Ansprüchen auf Versicherungsleistungen nach Treu und Glauben zusammenzu-

wirken und solche Ansprüche mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns zu ver-

folgen. Die Betreiberin ist verpflichtet, nach Maßgabe der vorgenannten Regelungen 

während der Dauer der Pachtzeit alle verpflichtenden Versicherungen aufrechtzuer-

halten. Abschluss und Aufrechterhaltung sind dem BZV auf Anforderung nachzuwei-

sen. 

§ 20 

Betriebskosten 

§ 20.1 Unterhaltungskosten. Die Tragung der durch Unterhaltung und Instandhaltung ver-

ursachten Betriebskosten richtet sich nach der Verteilung gemäß § 13. 

§ 20.2 Betriebskosten. Die Betreiberin trägt, soweit in diesem Vertrag im Einzelfall nichts 

anderes geregelt ist, alle sonstigen Betriebskosten der passiven Netzinfrastruktur so-

wie ihrer aktiven Netzwerktechnik. 

§ 21 

Rückgabe 

§ 21.1 Rückgabepflicht. Bei Beendigung des Vertragsverhältnisses, gleich aus welchem 

Grund, hat die Betreiberin dem BZV den gesamten Pachtgegenstand in einem ver-

tragsgemäßen Zustand, in dem er sich bei ordnungsgemäßer Erbringung der gem. § 
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13 der Betreiberin zugewiesenen Unterhaltungs- und Instandhaltungsmaßnahmen 

befinden muss, zu übergeben. Zu übergeben ist dem BZV auch eine aktuelle und 

vollständige GIS-basierte Dokumentation des Netzes einschließlich eines Trassen-, 

Rohr-, Faser- und Spleißplans. Zurückbehaltungsrechte oder Besitzschutzansprüche 

gegen diese Verpflichtung werden – mit Wirkung über das Vertragsende hinaus – 

ausdrücklich ausgeschlossen. Der BZV kann die Herausgabe auch vor der Erledi-

gung von der Betreiberin noch geschuldeter Maßnahmen zur Herstellung des ge-

schuldeten Zustands verlangen, wodurch die Verpflichtung zu dieser Herstellung 

nicht ausgeschlossen wird. 

§ 21.2 Übergabeverhandlung. Rechtzeitig vor der Beendigung des Pachtverhältnisses, bei 

einer außerordentlichen Beendigung oder im Verzugsfall auch danach, kann der BZV 

eine gemeinsame Übergabeverhandlung mit der Betreiberin verlangen, in deren Zuge 

der Zustand des Vertragsgegenstands festgestellt wird. Beanstandungen des BZV 

hinsichtlich des Zustands sind in ein Übergabeprotokoll aufzunehmen. Widersprüche 

der Betreiberin gegen die Beanstandungen sind ebenfalls aufzunehmen. Widerspricht 

die Betreiberin einer Beanstandung nicht, gilt sie als festgestellt; der vertragsgemäße 

Zustand ist von der Betreiberin herzustellen. 

§ 21.3 Übernahme der aktiven Netzwerktechnik. Bei Beendigung des Pachtverhältnisses 

– gleich aus welchem Grund – hat die Betreiberin die Einrichtungen und Einbauten, 

mit denen sie das Pachtobjekt versehen hat, namentlich die aktive Netzwerktechnik 

einschließlich der Netzmanagementsysteme und der zur Nutzung erforderlichen Li-

zenzen, dem BZV oder einem von ihm benannten Dritten zur entgeltlichen Über-

nahme zum wirtschaftlich angemessenen Wert anzubieten. Als wirtschaftlich ange-

messener Wert gilt der Sachzeitwert, es sei denn, dieser übersteigt den Ertragswert 

mehr als unerheblich, dann ist der Ertragswert maßgeblich. Ist der BZV zur Über-

nahme nicht bereit, so ist die Betreiberin zur Wegnahme der Einrichtungen auf ihre 

Kosten berechtigt und verpflichtet. 

§ 21.4 Eingebundene Trassen der Betreiberin. Sind bei der Errichtung der passiven Net-

zinfrastruktur vorhandene Trassen der Betreiberin eingebunden worden (§ 3.8), so 

hat der BZV Anspruch auf die Einräumung eines vertraglichen Nutzungsrechts zu 

seinen Gunsten oder zugunsten eines von ihm benannten Dritten gegen Zahlung ei-

nes wirtschaftlich angemessenen Nutzungsentgelts.  

§ 21.5 Schiedsgutachten. Soweit keine Einigung über den vertragsgemäßen Zustand des 

Pachtgegenstands oder dessen Herstellung erzielt werden kann, sind die Parteien 
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berechtigt, seinen Zustand und die zur Herstellung des vertragsgemäßen Zustands 

erforderlichen Kosten durch einen Sachverständigen feststellen zu lassen. Gleiches 

gilt hinsichtlich der Feststellung des wirtschaftlich angemessenen Wertes der Einrich-

tungen und Einbauten, mit denen die Betreiberin das Pachtobjekt versehen hat oder 

eines wirtschaftlich angemessenen Nutzungsentgelts für eingebundene Trassen. Der 

Sachverständige wird von den Vertragsparteien gemeinschaftlich benannt. Kommt 

keine Einigung über seine Person zustande, ist er auf Antrag einer Partei von der 

Industrie- und Handelskammer Lübeck zu benennen. Die Feststellungen des Sach-

verständigen gelten als für beide Parteien im Rahmen der §§ 317 ff. BGB verbindli-

ches Schiedsgutachten. Der Sachverständige soll eine – im gleichen Maß verbindli-

che – Verteilung der Kosten für sein Tätigwerden nach dem Maß des Obsiegens/Un-

terliegens aussprechen. 

§ 21.6 Nutzungsentschädigung, Vertragsstrafe. Im Falle der nicht fristgerechten Rück-

gabe des Pachtgegenstands im geschuldeten Zustand bei Beendigung des Pachtver-

hältnisses verpflichtet sich die Betreiberin, pro angefangenen Monat eine Nutzungs-

entschädigung in Höhe der durchschnittlichen vertragsmäßigen monatlichen Pacht 

der letzten drei Monate vor der Beendigung und zusätzlich eine monatliche Vertrags-

strafe in gleicher Höhe an den BZV zu zahlen. Die Geltendmachung eines weiteren 

Schadens wird durch die Vertragsstrafe nicht ausgeschlossen, sie wird aber auf einen 

solchen weiteren Schaden angerechnet. 

§ 21.7 Vorzeitige Besitzaufgabe. Eine vorzeitige Rückgabe oder Aufgabe des Besitzes am 

Pachtgegenstand befreit die Betreiberin nicht von den nach diesem Vertrag geschul-

deten Zahlungen, insbesondere der Pacht. Auch im Übrigen gelten die Verpflichtun-

gen der Betreiberin bis zum vertraglichen Ablauf der Pachtzeit weiter. 

§ 21.8 Verhandlung über eine Veräußerung des Netzes. Unbeschadet der vorstehenden 

Vereinbarungen erklären sich die Vertragsparteien in dem Fall, dass die passiven 

Netzinfrastruktur gem. § 24 gefördert wurde, bereit, für die Zeit nach Ablauf der Pacht-

zeit über eine Veräußerung des Netzes an die Betreiberin unter Sicherstellung des 

Open Access-Gedankens im Sinne der NGA-Rahmenregelung zu verhandeln. 
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4. Abschnitt: Vereinbarungen zum Infrastrukturbetrieb 

§ 22 

Infrastrukturbetrieb und Internetanbindung 

§ 22.1 Betriebspflicht für die Infrastruktur. Die Betreiberin übernimmt durch diesen Ver-

trag die Betriebspflicht für die passive Netzinfrastruktur für die Dauer der Pachtzeit. 

Sie ist ebenso verpflichtet, die von ihr installierte aktive Netzwerktechnik zu betreiben, 

und damit insgesamt das Breitbandnetz. Sie hat für die Dauer der Pachtzeit die Funk-

tionsherrschaft über das Breitbandnetz inne. 

§ 22.2 Gewährleistung der Internetanbindung. Die Betreiberin verpflichtet sich über den 

Betrieb der Infrastruktur hinaus, eine Internetanbindung mit sehr hohen Übertra-

gungsraten (NGA-Netz) zu gewährleisten. Die Betreiberin ist verpflichtet, den End-

kunden mindestens die am Markt gängigen Dienste im Daten-, Sprach- und Multime-

diabereich für Internet, Telefonie und Rundfunk (TV/Radio) anzubieten und ihnen ein 

möglichst wettbewerbsfähiges Preis-/Leistungsverhältnis zu gewähren. Die Betreibe-

rin hat die Dienste kontinuierlich der laufenden Entwicklung anzupassen.  

§ 22.3 Garantierte Bandbreite. Die Internetanbindung muss für die Endbenutzer eine 

Bandbreite von mindestens 100 Mbit/s symmetrisch gewährleisten; es müssen aber 

nicht alle angebotenen Endkundenprodukte mindestens diese Bandbreite aufweisen. 

Die Erzielung dieser Bandbreite ist aus zuwendungsrechtlichen Gründen der Breit-

bandförderung für den BZV bedeutsam, ist aber von der Betreiberin auch unabhängig 

von einer solchen Förderung zu beachten. Unbeschadet dieser Mindestanforderung 

werden höhere Bandbreiten für Endkundenprodukte angestrebt. Nähere Spezifikati-

onen zur Verfügbarkeit ergeben sich aus der Leistungsbeschreibung und dem letzt-

verbindlichen Angebot der Betreiberin im Vergabeverfahren. Soweit in diesem Ange-

bot höhere Bandbreiten angegeben waren, sind diese verpflichtend. 

§ 22.4 Gewährleistung durch Dritte. Die Betreiberin muss die Breitband-Internetanbin-

dung gewährleisten, aber nicht selbst durchführen. Sie kann sich zur Durchführung 

dritter Unternehmen als Diensteanbieter bedienen. Die Diensteanbieter müssen zu-

verlässig, fachkundig und leistungsfähig sein und von der Betreiberin auf die Einhal-

tung der Vorgaben dieses Vertrags verpflichtet werden. Im Übrigen gilt § 33. 

§ 22.5 Betriebsrisiko. Der Betrieb erfolgt auf eigenes rechtliches und wirtschaftliches Risiko 

der Betreiberin; sie erhält vom BZV hierfür kein Entgelt.  
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§ 22.6 Vermarktung der Endkundenprodukte. Die Betreiberin übernimmt die Vermarktung 

ihrer Endkundenprodukte. Dabei hat eine Vorvermarktung jeweils vor dem geplanten 

Baubeginn der passiven Netzinfrastruktur zu erfolgen, diese Vorvermarktung soll je-

weils mindestens zwei Monate andauern. Vom Erfolg der Vorvermarktung hängt ab, 

ob ein Rücktrittsrecht nach § 28.1 entsteht und damit letztlich der Ausbau des Ver-

tragsgebiets. Eine Unterteilung in Vermarktungsgebiete ist möglich, unbeschadet 

dessen, dass sich das Rücktrittsrecht nach § 28.1auf das Erreichen der Startquote im 

gesamten Vertragsgebiet bezieht. Die Betreiberin hat dem BZV unverzüglich nach 

Vertragsunterzeichnung einen Vermarktungsplan für das gesamte Vertragsgebiet zu 

übergeben, ggf. unter Aktualisierung eines im Angebot enthaltenen Vermarktungs-

plans. Dieser ist regelmäßig in Abstimmung mit dem BZV zu aktualisieren. Die Ver-

marktung muss mindestens die im Vertriebskonzept, welches Bestandteil des letzt-

verbindlichen Angebots im Vergabeverfahren gewesen ist, aufgeführten Maßnahmen 

umfassen. 

§ 22.7 Leistungsänderungen. Der BZV kann von der Betreiberin Änderungen der vertrag-

lichen Leistungen verlangen, soweit diese der Durchführung des Projekts dienen oder 

zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben oder zur Einhaltung beihilferechtlicher Vorschrif-

ten erforderlich und der Betreiberin wirtschaftlich zumutbar sind. Macht die Betreiberin 

geltend, dass sich die Leistungsänderungen für sie wirtschaftlich nachteilig auswir-

ken, so ist eine gesonderte Nachtragsvereinbarung erforderlich. Die Betreiberin hat 

ein diesbezügliches prüfbares Angebot vorzulegen. Kommt es nicht zu einer Einigung 

über das Angebot, so kann der BZV die Ausführung der Leistungsänderung vor einer 

Einigung durch schriftliche Erklärung verlangen, die Betreiberin erhält in diesem Fall 

einen Ausgleich der nachweislichen Mehrkosten. 

§ 22.8 Ersatzvornahme. Erfüllt die Betreiberin ihre Betriebspflicht nicht oder in schwerwie-

gender Weise mangelhaft, ist der BZV berechtigt, zur Aufrechterhaltung bzw. Wieder-

herstellung eines ordnungsgemäßen Betriebs die erforderlichen Leistungen selbst o-

der durch Dritte auf Kosten der Betreiberin vornehmen zu lassen. Dies gilt insbeson-

dere bei Nichterfüllung von Anforderungen im Zusammenhang mit der Gewährleis-

tung des offenen Zugangs auf Vorleistungsebene (§ 23) sowie einer unberechtigten 

Einstellung des Betriebs durch die Betreiberin. Grundsätzlich setzt die Selbstvor-

nahme durch den BZV eine Mahnung unter Setzung einer angemessenen Frist vo-

raus, es sei denn, dass dies wegen Gefahr im Verzug untunlich ist. Sonstige Rechte 

aus einer Pflichtverletzung der Betreiberin bleiben hiervon unberührt. 
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§ 22.9 Auskunftserteilung. Die Betreiberin hat Nachfragern Leitungsauskünfte zur Fest-

stellung der Baufreiheit sowie Auskünfte nach § 77a TKG zu erteilen. 

§ 23 

Offener Zugang auf Vorleistungsebene 

§ 23.1 Diskriminierungsfreie effektive Gewährleistung des offenen Zugangs. Die Be-

treiberin hat die vom BZV zur Verfügung gestellte passive Netzinfrastruktur und das 

darauf aufbauende Breitbandnetz diskriminierungsfrei, anbieter- und nutzerneutral 

weiteren Diensteanbietern zur Verfügung zu stellen. Dies umfasst alle in § 7 der NGA-

Rahmenregelung genannten Arten von Netzzugängen, insbesondere den Zugang zu 

Leerrohren, zur unbeschalteten Glasfaser („Straßenverteilerkästen“/Kabelverzwei-

ger). Die Netzzugangslösung muss einen vollständig entbündelten Zugang zur Teil-

nehmeranschlussleitung erlauben. Erfasst ist auch der Bitstrom-Zugang zum Breit-

bandnetz (sowohl auf Layer-2- als auch auf Layer-3-Ebene). Dabei müssen im ge-

samten vertragsgegenständlichen Netz dieselben Zugangsbedingungen gelten, auch 

dort, wo bestehende Infrastruktur genutzt wurde. Art, Umfang und Bedingungen von 

im Vertragsgebiet bereits zur Verfügung stehenden Zugangsprodukten dürfen im 

Rahmen der vertragsgegenständlichen Maßnahme nicht beeinträchtigt werden. Der 

Zugang ist unabhängig von den Eigentumsverhältnissen zu gewährleisten. Zugangs-

vereinbarungen sind schriftlich zu schließen. 

§ 23.2 Zeitdauer der Bindung. Der offene Zugang zur passiven Netzinfrastruktur und zur 

aktiven Technik der Betreiberin ist so früh wie möglich vor Inbetriebnahme des Netzes 

und für die gesamte Dauer dieses Vertrages zu gewährleisten. Es ist zu berücksich-

tigen, dass nach der Regelung von § 7 Abs. 3 S. 2 NGA-RR der Zugang sechs Monate 

vor Markteinführung eines eigenen Endkundenproduktes so zu gewährleisten ist, 

dass ein zeitgleiches Angebot auch durch den oder die anderen Anbieter möglich ist.  

§ 23.3 Vorleistungspreise. Die Vorleistungspreise für den Netzzugang orientieren sich an 

den Vorleistungspreisen, die in wettbewerbsintensiveren Regionen für gleiche oder 

vergleichbare Zugangsleistungen verlangt werden, bzw. an den Vorleistungspreisen, 

die von der Bundesnetzagentur für gleiche oder vergleichbare Zugangsleistungen 

festgelegt oder genehmigt worden sind. Für den Fall, dass Zugangsprodukte nach-

gefragt werden, für die keine Preisfestsetzung durch die Bundesnetzagentur vorhan-

den ist, hat die Betreiberin die Vorleistungspreise mit dem Zugangsnachfrager zu ver-
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einbaren. Kommt es nicht zu einer Einigung, ist der BZV berechtigt (und beihilferecht-

lich verpflichtet), die Festsetzung der Vorleistungspreise nach Konsultation der Bun-

desnetzagentur und auf der Grundlage von deren bindenden Vorschlägen gemäß § 

7 Abs. 6 NGA-Rahmenregelung vorzunehmen. 

§ 23.4 Bereitstellung von Informationen. Die Betreiberin übernimmt die Pflicht des BZV 

aus § 8 S. 3 NGA-Rahmenregelung; sie hat den BZV über den Inhalt ihrer Meldungen 

unverzüglich zu unterrichten. Die Betreiberin stellt allen an der Nutzung interessierten 

Netzbetreibern alle erforderlichen Informationen zur passiven Netzinfrastruktur und 

zum Breitbandnetz, einschließlich Angaben zu Leerrohren, Straßenverteilerkästen 

und Glasfaserleitungen, auf Anfrage innerhalb einer Frist von vier Wochen zur Verfü-

gung. Die Betreiberin meldet dem BZV zudem diejenigen Daten, die zur Erfüllung der 

Verpflichtungen zum Monitoring gemäß § 10 NGA-Rahmenregelung erforderlich sind, 

soweit sie ihr verfügbar sein können, insbesondere gemäß § 10 Abs. 2 lit. h) bis n) 

NGA-Rahmenregelung. Die Betreiberin informiert den BZV regelmäßig quartalsweise 

über die an sie gestellten Zugangsanfragen von Netzbetreibern, deren Erledigung 

und über die von ihr verlangten Entgelte. 

§ 23.5 Ergänzende Verpflichtungen bezüglich des offenen Netzzugangs. Um einen of-

fenen Netzzugang zu fairen und diskriminierungsfreien Bedingungen effektiv zu si-

chern, verpflichtet sich die Betreiberin, den am Netzzugang interessierten Unterneh-

men folgende Rechte einzuräumen: 

a) [Kollokation] Kollokation an den Übergabestandorten sowie ein Zutrittsrecht zu den 

Kollokationsräumen und den Einrichtungen, zu denen Zugang gewährt worden ist, 

b) [Informationen] Bereitstellung aller Informationen, die für die entsprechende Zu-

gangsleistung erforderlich sind, insbesondere Informationen zu technischen Spezifi-

kationen, Netzmerkmalen, Bereitstellungs- und Nutzungsbedingungen sowie über die 

zu zahlenden Entgelte, 

c) [Bearbeitungsdauer] zeitnahe Bearbeitung von Zugangsnachfragen. 

§ 24 

Öffentliche Fördermittel 

§ 24.1 Öffentliche Förderung. Der BZV beabsichtigt die Inanspruchnahme von Zuwendun-

gen gemäß der Richtlinie zur Förderung der Breitbandversorgung in den ländlichen 

Räumen Schleswig-Holsteins – Breitbandrichtlinie – vom 30.05.2017 – V 553 –, Gl.Nr. 
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2015.16 (ABl. Schl.-H. S. 976) bzw. der jeweils maßgeblichen Fassung („Breitband-

richtlinie“) und zwar die Förderung im Betreibermodell gemäß Ziff. 2.2 der vorgenann-

ten Richtlinie. Die Förderung ist Grundlage der Durchführung des Projekts. Soweit 

diese Förderung gewährt wird, wird sie an den BZV als Zuwendungsempfänger zur 

anteiligen Finanzierung der Investitionen in die passive Netzinfrastruktur ausgezahlt. 

Beihilferechtlich gilt allerdings der Betreiber des Breitbandnetzes, vorliegend die Be-

treiberin, als Begünstigte (Ziff. 3.2 der Breitbandrichtlinie). 

§ 24.2 Verpflichtung auf Zweckbindung. Im Falle der Gewährung der vorgenannten För-

derung besteht eine Zweckbindung für sieben Jahre ab dem auf die Schlusszahlung 

des Zuwendungsgebers folgenden Jahresbeginn (Ziff. 6.6 der Breitbandrichtlinie).  

Darüber hinaus wird hiermit vertraglich vereinbart: Die geförderte Infrastruktur ist 

während der gesamten Vertragsdauer entsprechend dem Zuwendungszweck zu ver-

wenden, also zum Betrieb eines Breitbandnetzes nach Maßgabe der NGA-

Rahmenregelung und dieses Vertrages. Die Betreiberin verpflichtet sich ausdrücklich 

hierzu. 

§ 24.3 Beachtung des Zuwendungsbescheids. Die Betreiberin hat den Vertragsgegen-

stand und Gegenstand der Förderung gemäß den Bedingungen, Auflagen und sons-

tigen Vorgaben des Zuwendungsbescheids (bzw. der Zuwendungsbescheide) und 

der darin in Bezug genommenen Unterlagen und Vorschriften zu betreiben. Der BZV 

teilt der Betreiberin den Inhalt des Zuwendungsbescheids (bzw. der Zuwendungsbe-

scheide) sowie nachträglicher Änderungen unverzüglich mit. Will die Betreiberin gel-

tend machen, dass ihr die Beachtung von Zuwendungsbescheiden oder zuwen-

dungsrechtlichen Vorschriften, die sie bei Abgabe ihres letztverbindlichen Angebots 

im Vergabeverfahren nicht kennen musste, unzumutbar sei, so hat sie dies unverzüg-

lich mit dem Ziel einer entsprechenden Anpassung dieses Vertrages geltend zu ma-

chen. Wird in Bezug auf erst nach Abschluss dieses Vertrages eingetretene oder er-

sichtliche Umstände eine Unzumutbarkeit geltend gemacht, werden die Vertragspar-

teien nach Maßgabe der Regelungen über eine Störung der Geschäftsgrundlage über 

eine Anpassung des Vertrages verhandeln. Ein Recht zur außerordentlichen Kündi-

gung besteht lediglich nach Maßgabe der in diesem Vertrag getroffenen besonderen 

Vereinbarungen dazu (§ 29.2 lit. f)). 

§ 24.4 Unterstützung durch die Betreiberin. Die Betreiberin ist verpflichtet, den BZV im 

Hinblick auf die Erfüllung der zuwendungsrechtlichen Anforderungen bestmöglich zu 

unterstützen, soweit ihr Leistungsbereich betroffen ist. Das betrifft unbeschadet spe-

ziellerer Regelungen in diesem Vertrag insbesondere die Zurverfügungstellung von 
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Informationen, auch zur Erfüllung von Berichtspflichten und Pflichten zum Verwen-

dungsnachweis im Rahmen der Förderung. Die Betreiberin hat dem BZV unbescha-

det weitergehender Vereinbarungen stets Einfluss auf die Ausgestaltung des Projekts 

zu gewähren, soweit dies zuwendungsrechtlich geboten ist. 

§ 24.5 Haftung. Die Betreiberin haftet dem BZV für die Einhaltung der vorgenannten zuwen-

dungsrechtlichen Verpflichtungen beim Betrieb des Vertragsgegenstands ohne Rück-

sicht auf ein Verschulden, soweit auch der BZV als Zuwendungsempfänger entspre-

chend haftet bzw. Rückzahlungsverpflichtungen unterliegt. Die Haftung der Betreibe-

rin ist jedoch ausgeschlossen, soweit den BZV ein mitwirkendes oder alleiniges Ver-

schulden trifft.  

5. Abschnitt: Zahlungen 

§ 25 

Pachtzahlung 

§ 25.1 Grundsatz. Die Betreiberin erhält vom BZV kein Entgelt und keinen Zuschuss (auch 

keine „Wirtschaftlichkeitslückenförderung“) für ihre Leistungen im Zusammenhang 

mit Pacht und Betrieb der passiven Netzinfrastruktur sowie Installation der aktiven 

Netzwerktechnik und Betrieb des resultierenden Breitbandnetzes. Entsprechend der 

Charakteristik als Dienstleistungskonzession übernimmt sie diese grundsätzlich auf 

eigenes wirtschaftliches Risiko. Sie hat vielmehr ihrerseits ein Entgelt (Pacht) an den 

BZV zu entrichten. 

§ 25.2 Pachthöhe und -bemessung. Die Betreiberin ist zur Zahlung einer regelmäßigen 

Pacht an den BZV als Gegenleistung für die Verpachtung der passiven Netzinfra-

struktur verpflichtet. Bemessungsgrundlage der Pacht ist dabei die Zahl der Nut-

zungseinheiten der vertragsgegenständlichen Breitbandnetz-Infrastruktur im Ver-

tragsgebiet. Die Höhe der Pacht beträgt pro Nutzungseinheit und Monat __________ 

Euro. Die Berechnung erfolgt für jede Nutzungseinheit ab dem Kalendermonat, in 

dem der Anschluss zum Netz der Betreiberin oder dem Netz eines die passive Net-

zinfrastruktur nutzenden dritten Anbieters portiert wird. Eine solche Portierung liegt 

auch bei einem reinen Internet-Produkt vor, nicht aber bei Internet-Produkten, die 

dem Nutzer vor der Portierung eines vorhandenen Anschlusses im Kulanzwege zur 

Verfügung gestellt werden. Eine nachträgliche Abschaltung oder Portierung zu einem 
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anderen Anbieter lässt die Verpflichtung zur diesbezüglichen Pachtzahlung unbe-

rührt. 

§ 25.3 Zusatzentgelt für Nutzung der Bestandsinfrastruktur. Zusätzlich zu der im vorste-

henden Absatz genannten über die Hausanschlüsse im Vertragsgebiet ermittelten 

Pacht verpflichtet sich die Betreiberin zur Zahlung eines nach dem Umfang der tat-

sächlichen Mitnutzung bemessenen monatlichen Zusatzentgelts an den BZV für die 

Nutzung der Bestands-Infrastruktur des BZV außerhalb der weißen Flecken im Sinne 

von § 2.5 in Höhe von 0,009282 Euro pro Meter eines Viertel-Leerrohrs (zzgl. Um-

satzsteuer gem. § 25.5). Dieser Betrag unterliegt einer jährlichen Preisgleitung durch 

Anbindung an den Verbraucherpreisindex VPI. Der BZV leitet dieses Entgelt an die 

Pächterin der Bestands-Infrastruktur des BZV weiter, das Entgelt entfällt daher, wenn 

diese mit der Betreiberin identisch ist. Soweit der BZV zur Ermöglichung dieser Mit-

nutzung (unbeschaltete) Glasfaser in Leerrohre der Bestands-Infrastruktur einbringt, 

zahlt die Betreiberin dem BZV ein monatliches Entgelt von 0,04 Euro pro Meter und 

Glasfaserpaar.  

§ 25.4 Einmalzahlungen für Hausanschlüsse. Der BZV wird von der Betreiberin für die 

Errichtung von Hausanschlüssen im Rahmen des Projekts ein zusätzliches einmali-

ges Entgelt (Anschlussbeitrag) pro Nutzungseinheit erheben, welches je nach dem 

Zeitpunkt, zu welchem der Endkundenvertrag (oder im Falle d ein Grundstücksnut-

zungsvertrag ohne Endkundenvertrag) abgeschlossen wird, gestaffelt ist, und zwar 

wie folgt (jeweils netto): 

a) Abschluss im Rahmen der anfänglichen Vermarktungsphase:  150 € 

b) Abschluss vor Ende der Tiefbaumaßnahme in der Ortslage  300 €  

c) Abschluss nach Ende der Tiefbaumaßnahme     900 €  

d) Falls auf entsprechenden Wunsch Hausanschlüsse ohne Abschluss eines Endkun-

denvertrages (Grundstücksnutzungsvertrag zur Herrichtung der Anschlussmöglich-

keit im Haus) hergestellt werden, beträgt der Beitrag bis zum Ende der Tiefbaumaß-

nahme in der Ortslage einheitlich 1500 €, danach 2200 €.  

Die vorgenannten Beträge gelten jeweils für Anschlusslängen bis 30 m; für Überlän-

gen gelten die Regelungen von § 2.3. Die Zahlung wird zum 15. des auf die Errichtung 

des Anschlusses folgenden Monats fällig. Es steht der Betreiberin frei, maximal die-

sen Betrag von den jeweiligen Anschlussnehmern erstattet zu verlangen und hierfür 

entsprechende Vorkasse zu fordern. 
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§ 25.5 Umsatzsteuer. Soweit zu zahlende Beträge der Umsatzsteuer unterliegen, ist diese 

zusätzlich zu entrichten. Soweit eine Steuerbefreiung der Umsätze aus Vermietung 

nach § 4 Nr. 12 Buchst. a UStG (Umsatzsteuergesetz) wegen Verpachtung von 

Grundstücken eingreift, verzichtet der BZV darauf (Option zur Umsatzsteuer). Der 

Betreiberin ist bekannt, dass die Option zur Umsatzsteuer für den BZV nur unter den 

in § 9 UStG genannten Voraussetzungen zulässig ist. Im Hinblick auf die Option zur 

Umsatzsteuer verpflichtet sich die Betreiberin, das Vertragsobjekt während der ge-

samten Laufzeit dieses Vertrages ausschließlich für Umsätze zu verwenden, die den 

Vorsteuerabzug beim Verpächter nicht ausschließen. Die Betreiberin hat ihre Unter-

nehmereigenschaft und die ausschließliche unternehmerische Nutzung des Pachtge-

genstands entsprechend dem vereinbarten Zweck dem BZV auf Verlangen nachzu-

weisen und auf Aufforderung diejenigen Unterlagen zur Verfügung zu stellen, die es 

dem BZV ermöglichen, seinen Nachweispflichten gemäß § 9 Abs. 2 UStG über die 

Vorsteuerabzugsberechtigung gegenüber den Finanzbehörden nachzukommen. 

§ 25.6 Abrechnung. Die Betreiberin übermittelt dem BZV für jeden Monat der Pachtzeit bis 

spätestens zum 15. Kalendertag des Folgemonats eine Abrechnung über die ge-

schuldete Pacht, einschließlich der geschuldeten Einmalzahlungen und des Zusatz-

entgelts nach § 25.3. Beide Parteien sind berechtigt, die Abrechnungsgrundlagen 

durch einen zur Berufsverschwiegenheit verpflichteten Angehörigen der wirtschafts-

prüfenden, steuer- oder rechtsberatenden Berufe anhand der Buchführungsunterla-

gen der jeweils anderen Partei prüfen zu lassen. Die Prüfung erfolgt auf Kosten der 

prüfenden Partei, es sei denn, sie führt zu dem Ergebnis, dass die Abrechnung der 

jeweils anderen in mehr als nur unerheblichem Umfang unrichtig gewesen ist, dann 

hat diese andere die Prüfungskosten zu tragen. 

§ 25.7 Zahlungsweise. Die Pacht ist in monatlichen Raten fällig. Der jeweilige Betrag ist 

nachschüssig jeweils bis zum 15. Kalendertag des folgenden Monats bargeldlos auf 

das Konto IBAN DE56 2105 0170 1001 5519 91 bei der Förde Sparkasse (BIC: 

NOLADE21KIE) unter Angabe des Buchungszeichens Gläubiger-Identifikationsnum-

mer: DE35 ZZZ0 0000 0286 33 oder ein anderes vom BZV schriftlich benanntes Konto 

bargeldlos zu überweisen. Bei verspäteter Zahlung ist der BZV ohne weiteres berech-

tigt, Verzugszinsen gemäß § 288 Abs. 2 BGB zu verlangen. 
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§ 26 

Gewinnabschöpfung 

§ 26.1 Grundsatz. Nach § 9 NGA-Rahmenregelung ist unter bestimmten Voraussetzungen 

ein vertraglicher Mechanismus zur Vermeidung übermäßiger Wettbewerbsvorteile 

durch eine Gewinnabschöpfung vorzusehen. Daher vereinbaren die Vertragspar-

teien, dass sieben Jahre nach Beginn der Pachtzeit geprüft wird, ob der Gewinn der 

Betreiberin aus der Vermarktung der neu errichteten Breitbandzugänge im Vertrags-

gebiet über das in ihrem ursprünglichen Angebot im Vergabeverfahren unterstellte 

Niveau hinaus angestiegen ist, insbesondere deshalb, weil die Nachfrage nach den 

vorgesehenen Breitbanddiensten im Vertragsgebiet über das ursprünglich unter-

stellte Niveau hinaus angestiegen ist oder weil neue oder erweiterte Breitband-Dienst-

leistungen hinzugetreten sind. 

§ 26.2 Zuzurechnende Kosten und Erlöse. Die Betreiberin ist verpflichtet, sämtliche Kos-

ten und Erlöse, die den Pachtgegenstands betreffen, gesondert und nachprüfbar von 

ihren übrigen Kosten und Erlösen zu erfassen, zum Beispiel im Rahmen einer Kos-

tenrechnung oder Kostenstellenrechnung. Die dem Pachtbetrieb zurechenbaren Kos-

ten umfassen sämtliche hierdurch verursachten variablen Kosten und einen ange-

messenen Beitrag zu den ggf. im Rahmen sonstiger Tätigkeiten anfallenden Fixkos-

ten. Kosten für etwaige – grundsätzlich obliegt ihr dies nach den Bestimmungen die-

ses Vertrages nicht – von der Betreiberin getätigte Investitionen (etwa Einbauten) 

können berücksichtigt werden, wenn sie für das Funktionieren des Pachtbetriebs er-

forderlich sind. Die dem Pachtbetrieb zuzurechnenden Erlöse erfassen sämtliche Er-

löse der Betreiberin aus dem Betrieb des Breitbandnetzes. Es dürfen keinerlei Belas-

tungen des Vertragsobjekts und des Pachtbetriebs durch die Betreiberin oder mit ihr 

verbundene Unternehmen aus anderweitigen geschäftlichen Aktivitäten erfolgen. Der 

für den Pachtbetrieb berücksichtigte Aufwand darf das nach Art und Umfang des Be-

triebs entsprechend den Konzepten, die Bestandteil dieses Vertrages sind, Erforder-

liche und Angemessene nicht übersteigen. Die Betreiberin darf Mitarbeitern ein-

schließlich Geschäftsführern bzw. Betriebsleitern keine unangemessen hohen, nicht 

marktgerechten Vergütungen gewähren bzw. in den Aufwand für den Pachtbetrieb 

einstellen. Leistungen von anderen Unternehmen, einschließlich verbundener Unter-

nehmen, dürfen nur zu marktgerechten Konditionen bezogen bzw. in den Aufwand 

eingestellt werden.  
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§ 26.3 Überprüfung einer übermäßigen Rendite. Der BZV überprüft anhand der vorste-

henden Unterlagen, ob der Gewinn der Betreiberin aus dem Betrieb des Pachtgegen-

stands über das im ursprünglichen Angebot unterstellte Niveau hinaus angestiegen 

ist. Übersteigt der Gewinn im Durchschnitt des Bindungszeitraumes von sieben Jah-

ren ab dem Beginn der Pachtzeit das ursprünglich angenommene Gewinnniveau um 

mehr als 30 % und hat keine entsprechende Preissenkung für die Endkunden statt-

gefunden, dann zahlt die Betreiberin den diese 30 % übersteigenden Anteil des Ge-

winns an den BZV aus. 

6. Abschnitt: Abschließende Regelungen 

§ 27 

Vertragsdauer 

Dieser Vertrag wird mit seinem Abschluss wirksam und dauert bis zum Ende der 

Pachtzeit gem. § 11. 

§ 28 

Rücktrittsrechte 

§ 28.1 Rücktritt mangels Erreichen der Startquote. Der BZV ist zum Rücktritt von diesem 

Vertrag berechtigt, falls nicht innerhalb von vier Monaten nach seinem Abschluss 

Endnutzerverträge betreffend mindestens 276 Nutzungseinheiten innerhalb des Ver-

tragsgebiets für die Nutzung zumindest der künftig vermittels der vom BZV zu errich-

tenden passiven Netzinfrastruktur bereitgestellten Internetanbindung zu Stande ge-

kommen sind oder zumindest verbindliche Vertragsangebote der künftigen Endkun-

den vorliegen. Auf die Startquote werden auch Nutzungseinheiten angerechnet, bei 

denen die Versorgung – wiederum im Sinne des vorstehenden Satzes verbindlich 

vereinbart bzw. angeboten – mit einem anderen Anbieter erfolgen soll; auf die Start-

quote werden also auch die Anschlüsse angerechnet, bei denen die Versorgung von 

dritten Anbietern über Vorleistungen der Betreiberin realisiert werden wird –, dabei 

gelten die Verpflichtungen der Betreiberin zur Ermöglichung eines offenen Netzzu-

gangs ausdrücklich auch schon während der Vorvermarktung, was insbesondere die 

frühzeitige Information über den Ausbaustatus, die Mindestanschlussquote und die 

Zugangsmöglichkeiten betrifft (vgl. auch § 23). Die Betreiberin ist verpflichtet, den 

BZV zu dem in S. 1 genannten Zeitpunkt über die Zahl der abgeschlossenen Verträge 
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wahrheitsgemäß zu informieren; ist zu diesem Zeitpunkt die Startquote nicht erreicht, 

hat die Betreiberin den BZV über nachträgliche Veränderungen der Zahl der Verträge 

fortlaufend bis zum Ablauf der Rücktrittsfrist nach § 28.3 oder bis zur Erklärung des 

Rücktritts durch eine Vertragspartei ebenfalls zu informieren. Die Vertragsparteien 

sind sich einig, dass spätere Veränderungen der Anschlussquote durch Kündigung 

bzw. Nichtverlängerung von Endkundenverträgen kein Rücktrittsrecht auslösen, auch 

dann nicht, wenn die Startquote dadurch unterschritten werden sollte; unberührt blei-

ben die Regelungen zu Kündigungsgründen. 

§ 28.2 Rücktritt bei Verzug mit den Errichtungsleistungen. Erfüllt eine Vertragspartei die 

von ihr übernommene Verpflichtung zur Errichtung der passiven Netzinfrastruktur 

bzw. der aktiven Netzwerktechnik nicht oder nicht vertragsgemäß, so steht der jeweils 

anderen ein Rücktrittsrecht nach den gesetzlichen Vorschriften (§ 323 ff. BGB) zu. 

§ 28.3 Ausübungsfrist. Das Rücktrittsrecht nach § 28.1 kann innerhalb von drei Monaten, 

die Rücktrittsrechte nach § 28.2 können jeweils innerhalb von sechs Monaten nach 

der jeweiligen Entstehung ausgeübt werden. 

§ 28.4 Ausschluss des Rücktritts. Nach Übergabe des Pachtgegenstands an die Betrei-

berin ist ein Rücktritt vom Vertrag nach den vorstehenden Regelungen ausgeschlos-

sen, soweit Rücktrittsrechte nicht anderweitig ausdrücklich im Vertrag vorgesehen 

sind. Den Vertragsparteien stehen dann zur Lösung vom Vertrag ausschließlich die 

in diesem Vertrag vorgesehenen Kündigungsrechte zu. 

§ 28.5 Teil-Rücktritt. Ein Teil-Rücktritt ist ausgeschlossen.  

§ 29 

Kündigung 

§ 29.1 Grundsatz. Die ordentliche Kündigung des Vertrages ist ausgeschlossen. Jede Ver-

tragspartei kann den Vertrag aus wichtigem Grund außerordentlich gem. § 314 BGB 

insbesondere dann kündigen, wenn die jeweils andere Vertragspartei ihre vertragli-

chen Verpflichtungen so erheblich verletzt, dass die Fortsetzung des Vertrages bis 

zum Ablauf der ordentlichen Pachtzeit unzumutbar wird. Ist der BZV zu einer außer-

ordentlichen Kündigung berechtigt, kann er nach seiner Wahl eine Auslauffrist von 

bis zu sechs Monaten für das Wirksamwerden der Kündigung vorsehen, um ein mög-

lichst unterbrechungsfreies Internetangebot für die Endkunden zu ermöglichen. Ist die 

Betreiberin zu einer außerordentlichen Kündigung berechtigt, hat sie in der Regel eine 
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solche sechsmonatige Auslauffrist zu gewähren, soweit nicht auch dies ihr unzumut-

bar ist. 

§ 29.2 Kündigungsgründe für den BZV. Der BZV ist zur außerordentlichen Kündigung na-

mentlich berechtigt,  

a) [Zahlungsverzug] wenn die Betreiberin mit der Entrichtung der regelmäßigen Pacht 

in Höhe eines Betrages in Verzug ist, der die Pacht für zwei Monate erreicht, und die 

Zahlung auch innerhalb einer gesetzten angemessenen Nachfrist nicht erfolgt; die 

Kündigung nach dieser Regelung ist ausgeschlossen bzw. wird unwirksam, falls der 

BZV vor der Kündigung befriedigt wird bzw. sich die Betreiberin von ihrer Schuld 

durch Aufrechnung befreien konnte und unverzüglich nach der Kündigung die Auf-

rechnung erklärt,  

b) [Insolvenz] wenn über das Vermögen der Betreiberin das Insolvenzverfahren eröff-

net oder die Eröffnung mangels Masse abgewiesen wird und die Betreiberin in den 

beiden letztgenannten Fällen mit ihren Leistungen in Verzug ist oder gerät, voraus-

gesetzt, sie befindet sich zu dem genannten Zeitpunkt bereits mit der Erfüllung ihrer 

Verpflichtungen im Verzug, 

c) [Fehlverhalten bei Vergabe] wenn die Betreiberin als Bieter in dem vor Beginn des 

Pachtverhältnisses durchgeführten Auswahlverfahren vorsätzlich oder grob fahrläs-

sig unrichtige Angaben über persönliche oder wirtschaftliche Verhältnisse gemacht 

hat; das gleiche gilt für eine Beteiligung an einer unzulässigen Wettbewerbsbeschrän-

kung.  

d) [vertragswidrige Überlassung/Übertragung an Dritte, Rechtsnachfolge] wenn 

die Betreiberin den Pachtgegenstand ganz oder teilweise vertragswidrig und unge-

nehmigt an Dritte überlässt oder Rechte aus diesem Vertrag ohne eine nach diesem 

Vertrag erforderliche Zustimmung des BZV überträgt oder im Falle einer Rechtsnach-

folge ihre Verpflichtungen entgegen den Vorschriften dieses Vertrages nicht dem 

Nachfolger auferlegt, 

e) [Verletzung zuwendungs- oder beihilferelevanter Pflichten] wenn die Betreiberin 

ungeachtet einer entsprechenden Nachfristsetzung bzw. Abmahnung Verpflichtun-

gen dieses Vertrages verletzt, die für die Einhaltung beihilferechtlicher oder zuwen-

dungsrechtlicher Vorschriften oder Zuwendungsbescheide durch den BZV maßgeb-

lich sind,  
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f) [erforderliche, aber unzumutbare Vertragsanpassung] wenn zur Erfüllung beihil-

ferechtlicher oder zuwendungsrechtlicher Vorschriften oder Anpassung an solche o-

der sonst zur weiteren Erfüllung der öffentlichen Aufgaben des BZV im Zusammen-

hang mit diesem Vertrag Vertragsanpassungen (einschließlich Leistungsänderun-

gen) erforderlich werden, aber mindestens einer Vertragspartei unzumutbar sind, 

§ 29.3 Kündigungsgründe für die Betreiberin. Die Betreiberin ist zur außerordentlichen 

Kündigung namentlich berechtigt,  

g) [unterlassene Übergabe] wenn der BZV den Pachtgegenstand nicht spätestens in-

nerhalb von drei Monaten nach dem in dem nach diesem Vertrag vereinbarten Rah-

menterminplan vorgesehenen Zeitpunkt bestimmungsgemäß übergibt, ohne dass ein 

Verschulden der Betreiberin mitgewirkt hat und auch eine schriftlich gesetzte ange-

messene Nachfrist fruchtlos verstreicht, 

h)  [erforderliche, aber unzumutbare Vertragsanpassung] wenn der Fall von § 29.2 

Buchst. f) eintritt. 

§ 29.4 Schadensersatzansprüche. Schadensersatzansprüche gegen die Vertragspartei, 

welche die außerordentliche Kündigung zu vertreten hat, bleiben hiervon unberührt.  

§ 29.5 Pachtausfall. Hat die Betreiberin die außerordentliche Kündigung zu vertreten, so 

haftet die Betreiberin insbesondere für den Ausfall der Pachtzahlungen. Als pauscha-

lierten Mindestschaden im Falle einer von der Betreiberin zu vertretenden vorzeitigen 

Kündigung kann der BZV die vertragsmäßige Pacht (bei Veränderungen berechnet 

nach dem Durchschnitt der letzten drei Monate vor außerordentlicher Kündigung) für 

ein Jahr nach dem Wirksamwerden der Kündigung, also der vorzeitigen Beendigung 

des Vertrages, verlangen, wobei der Gegenbeweis eines geringeren Schadens durch 

die Betreiberin zugelassen ist. Dem liegt zugrunde, dass die Suche nach einem neuen 

Pächter angesichts des hierfür voraussichtlich erforderlichen Vergabeverfahrens ein-

schließlich von dessen Vorbereitung und dem Zeitraum für die Aufnahme des Be-

triebs durch einen neuen Pächter etwa diesen Zeitraum beanspruchen wird. Die Gel-

tendmachung eines weiteren Schadens ist durch diese Regelung nicht ausgeschlos-

sen, insbesondere für den Fall, dass ein neuer Pächter trotz angemessener Bemü-

hungen nicht gefunden wird. Weitere Schäden, die nicht im Ausfall der Pachtzahlun-

gen bestehen, werden nicht auf den Mindestschaden angerechnet. Die vorstehenden 

Regelungen gelten entsprechend bei einer unberechtigten vorzeitigen Kündigung o-

der einer unberechtigten Vertragsaufsage bzw. Betriebseinstellung durch die Betrei-

berin. 
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§ 29.6 Haftung für ungerechtfertigte Kündigung. Hat eine Vertragspartei die außeror-

dentliche Kündigung in zu vertretender Weise ohne nach diesem Vertrag gerechtfer-

tigten Grund ausgesprochen, haftet sie für alle daraus resultierenden Schäden der 

anderen Vertragspartei. 

§ 30 

Haftung 

§ 30.1 Haftungsbegrenzung. Soweit in diesem Vertrag keine anderweitige Regelung ge-

troffen ist (z.B. § 12.3, § 16, § 24.5, § 29.5, § 29.6) haften die Vertragsparteien einan-

der im Falle einer vorvertraglichen, vertraglichen und außervertraglichen Pflichtver-

letzung, auch bei einer mangelhaften Leistung, unerlaubten Handlung und Produzen-

tenhaftung – vorbehaltlich weiterer gesetzlicher Haftungsvoraussetzungen – nur un-

ter Beachtung der folgenden Begrenzungen der Höhe: 

 

a) Für Schäden, bei denen es sich um Vermögens- und Sachschäden der Endkunden 

einer Vertragspartei handelt, haftet die verletzende Partei gegenüber der geschädig-

ten Partei im Falle einer fahrlässigen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung nach 

diesem Vertrag der Höhe nach begrenzt auf maximal 12.500 Euro je Schadensfall 

und Endkunde, wobei die Haftung unabhängig von der Schadensart gegenüber der 

Gesamtheit mehrerer geschädigter Endnutzer i.S.d. § 44a TKG auf maximal 10 Milli-

onen Euro je Schadensfall begrenzt ist. Übersteigt die Summe aller Schadensersatz-

ansprüche, die gemäß § 44a TKG gegenüber mehreren Endnutzern i.S.d. § 44a TKG 

aufgrund desselben Schadensfalles gezahlt werden müssten, die Höchstgrenze von 

10 Millionen Euro, so wird der Schadensersatz in dem Verhältnis gekürzt, in dem die 

Summe aller Schadensersatzansprüche zur Höchstgrenze steht. Diese Haftungsbe-

grenzung gilt nicht für Ansprüche auf Ersatz des Schadens, der durch Verzug der 

Zahlung von Schadensersatz entsteht.  

b) Für Schäden aus anderen Pflichtverletzungen haftet die verletzende Partei in Fällen 

einfacher Fahrlässigkeit der verletzenden Partei, ihrer gesetzlichen Vertreter, leiten-

den Angestellten oder sonstigen Erfüllungsgehilfen nur unter Begrenzung auf einen 

Betrag in Höhe von 250.000 € je Schadensereignis und für mehrere Schadensfälle 

innerhalb eines Zeitraumes von einem Jahr auf einen Höchstbetrag von 500.000 €, 

diese Beschränkung gilt nicht in Fällen von grober Fahrlässigkeit oder Vorsatz sowie 
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bei mindestens fahrlässig verursachten Verletzungen des Lebens, des Körpers oder 

der Gesundheit. 

§ 30.2 Gesamtschuldnerausgleich. Soweit die Vertragsparteien gegenüber einem Dritten 

als Gesamtschuldner für einen Schaden haften, den im Innenverhältnis eine der Ver-

tragsparteien zu tragen hat, stellt diese Vertragspartei die andere von den Verbind-

lichkeiten gegenüber dem Dritten frei. In diesem Fall dürfen Ansprüche Dritter nur 

nach vorheriger Zustimmung der anderen Vertragspartei anerkannt oder vergleichs-

weise geregelt werden. Die im Innenverhältnis verpflichtete Vertragspartei kann ver-

langen, dass die andere Vertragspartei die Ansprüche Dritter unter Ausschöpfung al-

ler außergerichtlichen und gerichtlichen Möglichkeiten nach Maßgabe der verpflich-

teten Vertragspartei abzuwehren versucht, sofern diese Vertragspartei hierfür die 

Kosten trägt.  

§ 31 

Sicherheitsleistung 

§ 31.1 Vertragserfüllungssicherheit. Die Betreiberin hat eine Vertragserfüllungssicherheit 

durch eine selbstschuldnerische, unwiderrufliche und unbedingte Bankbürgschaft zu-

gunsten des BZV als Höchstbetragsbürgschaft in Höhe des Betrages der geschulde-

ten Zahlungen der Pacht gem. § 25.2 für sechs Monate zu stellen. Berechnungs-

grundlage ist die Mindestzahl der Hausanschlüsse im Sinne von § 28.1 nach Portie-

rung. Alternativ ist eine Sicherheitsleistung als Konzernbürgschaft möglich, falls das 

(1) Eigenkapital der sich verbürgenden Konzernmuttergesellschaft die Bürgschafts-

summe um mindestens das Zehnfache überschreitet, (2) die Gesellschaft eine Eigen-

kapitalquote von mind. 30% und (3) einen dynamischen Verschuldungsgrad von ma-

ximal 3,5 aufweist, die Voraussetzungen sind gleichzeitig mit Bürgschaftsstellung 

durch Bescheinigung eines Wirtschaftsprüfers nachzuweisen. Alternativ zulässig sind 

eine Sicherheitsleistung durch Hinterlegung von Geld in Höhe des in S. 1 genannten 

Höchstbetrages (gem. § 18 Nr. 2 Abs. 1 VOL/B) oder aber durch Anlage des als Si-

cherheit zu leistenden Geldbetrags auf einem auf den Namen des BZV lautenden 

Sparbuch eines inländischen Kreditinstituts möglich. Die Vertragserfüllungssicherheit 

haftet für alle Verpflichtungen der Betreiberin aus diesem Vertrag, einschließlich der-

jenigen zur ordnungsgemäßen Führung des Pachtbetriebs, sowie für Ansprüche aus 

Verletzung oder vorzeitiger Beendigung dieses Vertrages. 
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§ 31.2 Dauer. Die Vertragserfüllungssicherheit muss über die gesamte Vertragslaufzeit so-

wie die Zeit der Verjährung von Ansprüchen nach Beendigung dieser Vertragslaufzeit 

erhalten bleiben und – auch im Falle einer vorzeitigen Kündigung dieses Vertrages – 

die Pachtzahlung sowie die sonstigen Ansprüche aus dem Vertrag, seiner Verletzung 

bzw. vorzeitigen Beendigung bis zur Ausschöpfung der Summe abdecken.  

§ 31.3 Fälligkeit der Sicherheitsleistung. Die Vertragserfüllungssicherheit wird innerhalb 

eines Monats nach dem Zeitpunkt fällig, zu dem feststeht, dass ein Rücktritt wegen 

Nichterreichung der Startquote gemäß § 28.1 nicht (mehr) möglich ist.  

§ 31.4 Modalitäten. Erfolgt die Sicherheitsleistung durch Bürgschaft, so muss diese selbst-

schuldnerisch und unbedingt sein. Sie muss unter Verzicht auf die Einreden der An-

fechtbarkeit und der Aufrechenbarkeit (Letzteres mit Ausnahme unbestrittener oder 

rechtskräftig festgestellter Forderungen) erfolgen. Die Bürgschaft ist daher unbefristet 

zu stellen. Eine Bankbürgschaft darf abweichend davon auch periodisch wiederkeh-

rend (revolvierend) für eine kürzere Laufzeit gestellt werden, wenn gewährleistet ist, 

dass der BZV die Bürgschaft in Anspruch nehmen kann, falls nicht drei Monate vor 

Auslauf der alten Bürgschaft die neue Bürgschaft bestellt worden ist, und zwar in die-

sem Fall auf erstes Anfordern. Die Bankbürgschaft muss, wenn nicht durch ein deut-

sches, zumindest durch ein in der Europäischen Union oder in einem Staat, der Ver-

tragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder Mitglied 

des WTO-Dienstleistungsübereinkommens (GATS), zugelassenes Kreditinstitut bzw. 

einen entsprechend zugelassenen Kreditversicherer geleistet werden. Jede Bürg-

schaft muss die Vereinbarung enthalten, dass für alle Streitigkeiten mit dem BZV über 

die Gültigkeit der Bürgschaftsvereinbarung sowie aus der Vereinbarung selbst deut-

sches Recht gilt und der Gerichtsstand der Sitz des BZV ist. Sofern der BZV im Ein-

zelfall begründete Bedenken gegen die Tauglichkeit des Bürgen hat, hat die Betrei-

berin die Tauglichkeit nachzuweisen. 

§ 31.5 Rechtsfolgen unterlassener Sicherheitsleistung. Wird die Bankbürgschaft oder 

die an ihre Stelle tretende alternative Sicherheit nicht rechtzeitig oder nicht ordnungs-

gemäß gestellt, so kann der BZV nach Setzung einer angemessenen Nachfrist den 

Vertrag kündigen. Für hieraus entstehende Schäden haftet die Betreiberin ohne 

Rücksicht auf ein Verschulden. 

§ 31.6 Rückgabe. Die Vertragserfüllungssicherheit wird nach dem Ende des Vertragsver-

hältnisses zurückgegeben, soweit sie nicht in Anspruch genommen wurde. Soweit zu 

diesem Zeitpunkt Ansprüche des BZV noch nicht erfüllt sind, ist er berechtigt, eine 
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Freigabe der Vertragserfüllungssicherheit im Umfang der entsprechenden Ansprüche 

bis zu deren Erfüllung zu verweigern oder die Vertragserfüllungssicherheit hierfür in 

Anspruch zu nehmen. 

§ 32 

Informationen, Unterlagen, Schutzrechte, Know-how 

§ 32.1 Informationspflichten. Vorbehaltlich spezieller Regelungen dieses Vertrages ist die 

Betreiberin verpflichtet, dem BZV auf Anforderung alle für sie verfügbaren Informati-

onen zum Vertragsgegenstand und zum Breitbandnetz zur Verfügung zu stellen, die 

dieser zur Erfüllung seiner Verpflichtungen aus dem Kommunal-, Zuwendungs- und 

Beihilferecht benötigt. Der BZV ist vorbehaltlich spezieller Regelungen dieses Vertra-

ges seinerseits verpflichtet, der Betreiberin auf Anforderung alle für ihn verfügbaren 

Informationen zum Vertragsgegenstand zur Verfügung zu stellen, welche die Betrei-

berin zur Erfüllung ihrer Vertragspflichten benötigt. 

§ 32.2 Unterlagen des BZV. Der BZV stellt der Betreiberin in Kopie oder in elektronisch 

lesbarer Fassung die für die Vertragserfüllung erforderlichen Pläne, Unterlagen und 

Berechnungen sowie Daten und Informationen zur Verfügung, soweit sie dem BZV 

selbst zur Verfügung stehen. Sämtliche Unterlagen, die der BZV der Betreiberin über-

lässt, verbleiben in dessen Eigentum. Die Betreiberin ist im Rahmen der dem BZV 

zur Verfügung stehenden Rechte hieran zur einfachen Nutzung für die Dauer des 

vorliegenden Vertrages berechtigt; der BZV sichert der Betreiberin nicht die Freiheit 

von Rechten Dritter zu. Eine Weitergabe an Dritte durch die Betreiberin ist ohne Zu-

stimmung des BZV nicht zulässig. Zulässig ist die Weitergabe innerhalb des Unter-

nehmens der Betreiberin oder an in berechtigter Weise beauftragte Nachunternehmer 

oder vergleichbare Erfüllungsgehilfen sowie Fremdkapitalgeber und deren Beauf-

tragte, sofern diese auf die Wahrung der Vertraulichkeit und das Verbot der Weiter-

gabe ihrerseits verpflichtet werden. 

§ 32.3 Unterlagen der Betreiberin. Dem BZV steht unbeschadet der Vereinbarungen in 

diesem Vertrag zur Dokumentation der passiven Netzinfrastruktur (§ 3.10, § 10.2) ein 

jederzeitiger Anspruch auf unentgeltliche Herausgabe einer aktuellen Dokumentation 

der von der Betreiberin errichteten aktiven Netzwerktechnik in einer bearbeitbaren 

Form zu, für welche die GIS-Nebenbestimmungen gemäß der Breitbandrichtlinie ent-

sprechend heranzuziehen sind. Die Betreiberin hat dem BZV außerdem zu Beginn 

jedes Quartals eine elektronische Kopie zu übermitteln. Das gleiche gilt hinsichtlich 
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von Einrichtungen Dritter, insbesondere anderer Anbieter, denen die Betreiberin die 

Mitnutzung gestattet hat; die Betreiberin hat im Verhältnis zu diesen Dritten sicherzu-

stellen, dass entsprechende Herausgabeansprüche bestehen. Ein Zurückbehal-

tungsrecht gleich aus welchem Grunde steht der Betreiberin insoweit nicht zu. Unbe-

rührt bleiben die Regelungen zum Schutz der Vertraulichkeit insbesondere von Ge-

schäfts- und Betriebsgeheimnissen nach diesem Vertrag. Die Betreiberin ist berech-

tigt, zu Zwecken der Dokumentation Kopien zurück zu behalten. 

§ 32.4 Schutzrechte. Im Zusammenhang mit dem Projekt von der Betreiberin gewonnene 

schutzrechtsfähige und sonstige Erkenntnisse stehen der Betreiberin zu. Sie hat das 

Recht, diese in diesem Projekt und weiteren Projekten zu verwenden. Für jeden Fall 

der Beendigung dieses Vertrages überlässt die Betreiberin dem BZV an ihren schutz-

rechtsfähigen und sonstigen das Projekt betreffenden Erkenntnissen ein nicht-aus-

schließliches, unentgeltliches und umfassendes Nutzungsrecht in Bezug auf das vor-

liegende Projekt mit dem Inhalt, die Leistungen und Werke für das Projekt ohne Zu-

stimmung und Mitwirkung der Betreiberin zeitlich und inhaltlich uneingeschränkt zu 

nutzen und zu ändern.  

§ 32.5 Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse. Die Vertragsparteien werden Geschäfts- 

und Betriebsgeheimnisse der jeweils anderen Vertragspartei vertraulich behandeln. 

Voraussetzung ist jeweils, dass diese Geheimnisse als vertraulich gekennzeichnet 

worden sind, es sei denn, der Charakter als Geheimnis ist offensichtlich. Zur Einhal-

tung dieser Verpflichtung werden die Vertragsparteien mit ihren Mitarbeitern entspre-

chende Geheimhaltungspflichten vereinbaren, soweit diese nicht auf die Geheimhal-

tung verpflichtet sind. Die Verpflichtung zur Vertraulichkeit gilt nicht, soweit die Wei-

tergabe nach anderen Vereinbarungen dieses Vertrags zugelassen oder für den Voll-

zug dieses Vertrags oder dessen Überwachung durch die Parteien, Aufsichts- oder 

Prüfbehörden, finanzierende Institute und deren jeweilige Beauftragte erforderlich ist. 

Die Verpflichtung zur Vertraulichkeit gilt ferner nicht für Informationen aus allgemein 

zugänglichen Quellen, bei Bestehen einer gesetzlichen oder öffentlich-rechtlichen 

Pflicht (einschließlich von Pflichten des Beihilferechts und aus dem Zuwendungs-

recht) zur Weitergabe der Information oder Einwilligung der anderen Vertragspartei 

in die Weitergabe, in dem Fall der Wahrnehmung berechtigter Interessen in Bezug 

auf einen Rechtsstreit, in dem Fall, dass die Informationen der empfangenden Ver-

tragspartei schon vor Übermittlung durch die jeweils andere Partei bekannt waren 

oder ohne Rückgriff auf von der anderen Partei übermittelte Informationen entwickelt 
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wurden, sowie in dem Fall, dass die Informationen von einem Dritten ohne Verstoß 

gegen eine Vertraulichkeitsverpflichtung übermittelt wurden. 

§ 32.6 Know-how. Soweit die Vertragsparteien einander Know-how zur Verfügung stellen, 

wird die jeweils andere Vertragspartei dies vertraulich behandeln und nicht an Dritte 

weitergeben oder es, soweit es sich um Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse der an-

deren Vertragspartei handelt, für andere Projekte nutzen. Dies gilt nicht im Falle der 

Offensichtlichkeit und der allgemeinen Zugänglichkeit des Know-hows.  

§ 32.7 Der Betreiberin überlassene Unterlagen. Pläne, Zeichnungen, Datenträger und alle 

sonstigen Unterlagen, die der Betreiberin vom BZV oder seinen Beauftragten über-

lassen werden, gehen nicht in ihr Eigentum über, sondern verbleiben im Eigentum 

des BZV oder des jeweils Berechtigten und dürfen ohne Genehmigung des BZV oder 

des jeweils Berechtigten weder vervielfältigt noch für fremde Zwecke verwendet oder 

Dritten zugänglich gemacht werden, soweit dieser Vertrag dies nicht gestattet. 

§ 32.8 Von der Auftragnehmerin erstellte Unterlagen. Die von der Betreiberin für das Pro-

jekt zu erstellenden Pläne, Dokumentations- und sonstigen Unterlagen sind dem BZV 

in der vereinbarten Form und Anzahl auszuhändigen und zu übereignen. Für die Ein-

räumung von immaterialgüterrechtlichen Nutzungsrechten gilt § 32.4.  

§ 32.9 Übertragung von Nutzungsrechten. Der BZV ist berechtigt, die ihm nach diesem 

Vertrag eingeräumten immaterialgüterrechtlichen Nutzungsrechte Dritten ganz oder 

teilweise zur einfachen Nutzung zu überlassen oder durch Dritte ausüben zu lassen 

und es insbesondere auch auf etwaige Erwerber der passiven Netzinfrastruktur zu 

übertragen.  

§ 32.10 Abgeltung der Rechtseinräumung. Für die vorstehend vereinbarten Rechtseinräu-

mungen hat keine Vertragspartei einen Entgeltanspruch, sie sind mit den sonstigen 

vertraglichen Leistungen abgegolten. 

§ 32.11 Freiheit von Rechten Dritter. Die Betreiberin gewährleistet, dass ihr das alleinige 

Urheberrecht an ihren Leistungen und Werken zusteht und dass alle Leistungen frei 

von solchen Rechten, insbesondere Urheberrechten oder sonstigen gewerblichen 

Schutzrechten Dritter sind, die der vertragsgemäßen Nutzung bzw. Einräumung von 

Rechten an den BZV oder einer vertragsgemäßen Verwendung durch den BZV und 

dessen Rechtsnachfolgern entgegenstehen. Entsprechendes gilt für verwendete 

Leistungen und Werke Dritter. Sofern Leistungen und Werke nicht durch die Betrei-

berin, sondern durch Nachunternehmer, andere Beauftragte oder Erfüllungsgehilfen 
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erstellt werden, verpflichtet sich die Betreiberin, dem BZV eine den Regelungen die-

ses Paragraphen vergleichbare Rechtsposition zu verschaffen und ihn von Ansprü-

chen Dritter freizustellen. 

§ 33 

Unteraufträge, Übertragung des Pachtverhältnisses 

§ 33.1 Selbstausführungsgebot. Die Betreiberin hat den Betrieb des Breitbandnetzes vor-

behaltlich der folgenden Bestimmungen grundsätzlich selbst zu führen. Eine Übertra-

gung des Pachtverhältnisses insgesamt ist ohne Zustimmung des BZV ausgeschlos-

sen. Die Betreiberin darf auch nicht den Vertragsgegenstand insgesamt ohne Zustim-

mung des BZV Dritten überlassen. Unberührt bleiben Recht und Pflicht der Betreibe-

rin zur Zurverfügungstellung der passiven Netzinfrastruktur und des Breitbandnetzes 

im Rahmen der Ermöglichung und Gewährleistung eines offenen Zugangs auf Vor-

leistungsebene. 

§ 33.2 Unteraufträge. Die Betreiberin darf Teile ihrer Aufgaben an andere Unternehmen 

übertragen, insbesondere die bauliche Errichtung der aktiven Netzwerktechnik, tech-

nische Betriebsleistungen für das Breitbandnetz sowie das Angebot von Internet-

diensten im Rahmen der Internetanbindung. Sie hat dabei nach wettbewerblichen 

Gesichtspunkten zu verfahren. Sie hat dem BZV alle Unterauftragnehmer (gleichbe-

deutend: „Nachunternehmer“) auf Anforderung vor Abschluss der jeweiligen Verträge 

zu benennen, soweit dies nicht bereits im Vergabeverfahren erfolgt ist. Sie hat den 

jeweiligen Unterauftragnehmern auf deren Verlangen den BZV als Konzessionsgeber 

zu benennen; sie darf dem Unterauftragnehmer insgesamt keine ungünstigeren Be-

dingungen – insbesondere hinsichtlich der Zahlungsweise und der Sicherheitsleistun-

gen – stellen als zwischen ihr und dem BZV vereinbart. Die Verpflichtungen der Be-

treiberin aus dem vorliegenden Vertrag bleiben von der Unterbeauftragung unberührt. 

Die Übertragung wesentlicher Teile des Pachtbetriebs auf Unterauftragnehmer bedarf 

der Zustimmung des BZV.  
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§ 34 

Übertragung von Rechten und Pflichten 

§ 34.1 Unübertragbarkeit durch die Betreiberin. Die Betreiberin ist nicht berechtigt oder 

befugt, Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag oder das Vertragsverhältnis insge-

samt auf einen Dritten zu übertragen, soweit dieser Vertrag nicht ausdrücklich etwas 

anderes regelt oder ihr dies nicht ausdrücklich und schriftlich vorab durch den BZV 

gestattet wird.  

§ 34.2 Abtretungsverbot. Die Abtretung von Forderungen der Betreiberin aus diesem Ver-

trag ist ohne vorherige schriftliche Einwilligung des BZV ausgeschlossen. Der BZV 

darf seine Einwilligung nicht ohne sachliche Gründe verweigern. 

§ 34.3 Rechtsnachfolge, Auferlegung von Pflichten. Im Falle einer Rechtsnachfolge hat 

die Betreiberin ihre Verpflichtungen aus diesem Vertrag dem Rechtsnachfolger auf-

zuerlegen mit der Verpflichtung zur Weiterübertragung im Falle einer weiteren 

Rechtsnachfolge. Es ist sicherzustellen, dass die Erfüllung der Verpflichtungen, wel-

che die Betreiberin mit dem Abschluss dieses Vertrags übernommen hat, weiterhin 

gewährleistet ist. Dies gilt insbesondere für die Verpflichtung zur Gewährleistung ei-

nes offenen Netzzugangs nach Maßgabe dieses Vertrages (vgl. insbesondere § 23), 

mindestens aber im Umfang der diesbezüglichen beihilferechtlichen Vorschriften (vgl. 

insbesondere § 7 Abs. 2-6 NGA-Rahmenregelung). Als Fall der Rechtsnachfolge in 

diesem Sinne gilt auch jede gesetzliche oder gewillkürte Übertragung von Rechten 

aus diesem Vertrag, ebenso ein Eigentumswechsel im Hinblick auf Bestandteile der 

aktiven Netzwerktechnik oder diese insgesamt (vgl. auch § 7 Abs. 4 S. 3 u 4 NGA-

Rahmenregelung). 

§ 34.4 Unübertragbarkeit durch den BZV. Der BZV darf seine Pflichten aus diesem Ver-

trag oder das Vertragsverhältnis insgesamt nicht ohne vorherige Zustimmung der Be-

treiberin auf Dritte übertragen. Die Betreiberin darf ihre Zustimmung nicht ohne sach-

liche Gründe verweigern, insbesondere dann nicht, wenn der BZV eine Gewähr für 

die geschuldeten Leistungen übernimmt.  

§ 35 

Salvatorische und Loyalitäts-Klausel 

§ 35.1 Grundsatz. Die Unwirksamkeit oder Undurchführbarkeit einzelner Vertragsbestim-

mungen oder Vertragsteile berührt die Gültigkeit des übrigen Vertragsinhaltes nicht. 
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Entsprechendes gilt für den Fall, dass der Vertrag eine Regelungslücke enthalten 

sollte, welche die Vertragsparteien geschlossen hätten, wenn sie sie bedacht hätten, 

insbesondere, soweit es um für die Erfüllung des Vertrages notwendige Regelungen 

geht. Sollte dieser Vertrag eine Regelung nach Maß, Zahl oder Zeitdauer treffen, die 

sich als rechtswidrig oder unwirksam erweist, so tritt an die Stelle dieser Bestimmung 

das jeweils nächstgelegene gesetzlich zulässige Maß (bzw. die entsprechende Zahl 

oder Zeitdauer). 

§ 35.2 Anpassungspflicht an Rechtsvorschriften. Falls der Vertrag deutschen oder euro-

päischen rechtlichen oder technischen Bestimmungen nicht oder nicht mehr entspre-

chen sollte, werden die Parteien nach Maßgabe dieses Paragraphen Vereinbarungen 

treffen, die den Vertrag an die jeweils geltenden nationalen oder europäischen Best-

immungen anpassen. Dies gilt auch und insbesondere im Hinblick auf beihilferechtli-

che und zuwendungsrechtliche Regelungen sowie im Hinblick auf die nach Rechts-

vorschriften gebotene Einflusssicherung zu Gunsten des BZV und Mindestinhalten 

nach dem Gesetz über die Zusammenarbeit zwischen Trägern der öffentlichen Ver-

waltung und Privaten v. 19.06.2007 (GVOBl 2007, S. 328) sowie das schleswig-hol-

steinische Gesetz über die Sicherung von Tariftreue und Sozialstandards sowie fairen 

Wettbewerb bei der Vergabe öffentlicher Aufträge (Tariftreue- und Vergabegesetz 

Schleswig-Holstein – TTG) vom 31.05.2013 (GVOBl. S. 239) in der jeweils aktuellen 

Fassung nach Maßgabe der jeweiligen gesetzlichen Übergangsregelungen. Etwaige 

Mehrkosten aus derartigen Anpassungen trägt der BZV nur, soweit die Anpassung 

nicht von der Betreiberin zu verantworten und für diese nicht vorhersehbar war. 

§ 35.3 Anpassungspflicht im Übrigen. Im Falle der Unwirksamkeit oder Undurchführbar-

keit sonstiger Bestimmungen werden die Parteien diese durch eine Regelung bzw. 

durch Regelungen ersetzen, die nach Maßgabe der in den Vorschriften des Vertrags-

werks niedergelegten Zielsetzungen und der beiderseitigen wohlverstandenen Inte-

ressenlage sowie der vertraglich erkennbaren Verteilung der Risiken und Lasten dem 

ursprünglich Gewollten möglichst nahe kommt bzw. nahe kommen. Die Parteien sind 

verpflichtet, sich in Verhandlungen um eine derartige Regelung ernstlich zu bemühen. 

§ 35.4 Loyalitätsklausel. Den Vertragsparteien ist über die Bestimmung des vorstehenden 

Absatzes hinaus bewusst, dass der durch diesen Vertrag geregelte Sachverhalt kom-

plex ist, so dass eine gesteigerte Wahrscheinlichkeit von Regelungslücken besteht. 

Sie sind sich bewusst, dass der Vertrag auf eine langfristige und loyale Zusammen-

arbeit angelegt und angewiesen ist. Hierzu verpflichten sich die Vertragsparteien. Sie 

verpflichten sich, das Projekt insgesamt im Rahmen ihrer jeweiligen Möglichkeiten zu 
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fördern und nach Treu und Glauben alle Handlungen zu unterlassen, welche den Ver-

tragszweck gefährden oder vereiteln. 

§ 36 

Vertragsbestandteile, Nebenabreden, Schriftform, Gerichtsstand 

§ 36.1 Vertragsbestandteile. Bestandteile des Vertrages sind in nachstehender Reihen-

folge: 

a) der Vertragstext, 

b) die Leistungsbeschreibung aus den Vergabeunterlagen  

c) weitere im Vertrag im Einzelnen bezeichnete Anlagen, 

d) das letztverbindliche Angebot der Betreiberin im Vergabeverfahren (vom _______). 

§ 36.2 Rangfolge. Die Rangfolge der Vertragsbestandteile ergibt sich aus der Reihenfolge 

in § 36.1, soweit in diesem Vertrag nichts anderes geregelt ist. Der höherrangige Ver-

tragsbestandteil geht stets vor, eine Konkretisierung durch speziellere Regelungen in 

jeweils nachrangigen Bestandteilen findet statt, soweit mit der Vorrangregel verein-

bar. Damit geht im Falle von Widersprüchen der Vertragstext seinen Anlagen vor, die 

Leistungsbeschreibungen gehen ihren Anhängen vor, die vorgenannten Dokumente 

gehen dem Angebot der Auftragnehmerin vor. Soweit in den in § 36.1 a) - c) genann-

ten Unterlagen keine Regelung zum qualitativen Leistungssoll getroffen ist, schuldet 

die Auftragnehmerin qualitativ zumindest eine Ausführung mittlerer Art und Güte. Die 

Konkretisierung durch das Angebot der Auftragnehmerin richtet sich außerdem nach 

§ 36.4. 

§ 36.3 Widersprüche in gleichrangigen Unterlagen Sollten sich innerhalb gleichrangiger 

Vertragsbestandteile der § 36.1 a) - c) durch Auslegung nicht zu beseitigende Wider-

sprüche ergeben, so gilt im Zweifel die weiterreichende bzw. zu höherwertigen Leis-

tungen führende Anforderung als vereinbart. Die Betreiberin hat im Zweifel die Ent-

scheidung des BZV herbeizuführen, der nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) ent-

scheidet. Bei einer solchen Entscheidung hat der BZV erforderliche Mehrkosten nach 

Maßgabe des für Leistungsänderungen geltenden Maßstabs zu tragen, soweit der 

nicht aufzulösende Widerspruch von ihm zu vertreten und für die Betreiberin bei An-

wendung der für eine Fachfirma im Verkehr erforderlichen Sorgfalt nach der Lage des 

Vergabeverfahrens nicht erkennbar war. Voraussetzung der Verpflichtung des BZV 
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zur Tragung von Mehrkosten und Verzögerungen ist ferner, dass die Betreiberin auf 

die entsprechenden Folgen vor der Entscheidung des BZV nach S. 2 hingewiesen 

hat. Die Betreiberin überprüft unbeschadet dessen die Vertragsbestandteile im Vor-

feld der Leistungsausführung nochmals auf Widersprüche und Unklarheiten. Sie wird 

den BZV über solche Widersprüche oder Unklarheiten rechtzeitig informieren. Zur 

Einstellung der Leistungen ist die Betreiberin in solchen Fällen nicht berechtigt, sie 

wird jedoch die Leistungen möglichst so organisieren, dass die Entscheidung des 

BZV abgewartet werden kann.  

§ 36.4 Insbesondere: Status des Angebots. Bei Widersprüchen zwischen verschiedenen 

zum Angebot der Betreiberin gehörenden Unterlagen oder innerhalb einer solchen 

zum Angebot der Betreiberin gehörenden Unterlage gilt für das Leistungssoll dieje-

nige Aussage, die zu einer qualitativ höherwertigen oder quantitativ umfassenderen 

Leistungspflicht führt. Unbeschadet dieser Regelung konkretisiert das Angebot das 

Leistungssoll nur, soweit es sich im Rahmen der Vorgaben von § 36.2 und der danach 

dem Angebot vorrangigen Dokumente, insbesondere des Vertragstextes und der 

Leistungsbeschreibung sowie der maßgeblichen Vorschriften, hält. Soweit das bezu-

schlagte Angebot davon abweicht oder keine Konkretisierungen enthält, gelten die 

Vorgaben der dem Angebot vorrangigen Dokumente. Eine vergaberechtliche Unzu-

lässigkeit von Abweichungen kann dieser Auslegungsregel nicht entgegengehalten 

werden und umgekehrt. Soweit das bezuschlagte Angebot von den vorrangigen Do-

kumenten abweicht, hat die Betreiberin eine entsprechende Anpassung auf eigene 

Kosten und ohne Anspruch auf Verlängerung der Vertragsfristen vorzunehmen. Ent-

hält das Angebot im Verhältnis zu den vorrangigen Dokumenten weitergehende Ver-

pflichtungen der Betreiberin, gelten diese. Die Bestimmungen dieses Absatzes gelten 

auch für etwaige Ergänzungen des Angebots bis zur schriftlichen Beurkundung die-

ses Vertrags, Angebot im Sinne dieses Vertrages ist die letzte bei Beurkundung vor-

liegende Fassung. 

§ 36.5 Nebenabreden. Dieser Vertrag stellt die gesamte Übereinkunft der Parteien in Bezug 

auf den Gegenstand des Vertrages, bezogen auf das Vertragsgebiet, dar. Etwaige 

allgemeine Geschäftsbedingungen der Vertragsparteien sind nicht Bestandteil dieses 

Vertrages. Unerwähnte Nebenabreden sind nicht getroffen.  

§ 36.6 Schriftformklausel. Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ih-

rer Wirksamkeit und nicht bloß aus Beweisgründen der Schriftform. Dies gilt auch für 

die Änderung dieser Schriftformklausel selbst. Die Änderungen oder Ergänzungen 
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sind ausdrücklich als solche unter Bezugnahme auf diesen Vertrag bzw. seine Anla-

gen und sonstigen Bestandteile zu bezeichnen; ohne eine solche ausdrückliche Be-

zeichnung wird vermutet, dass ein Wille zur Änderung oder Ergänzung des Vertrages 

nicht besteht und es sich lediglich um Erklärungen im Rahmen der Ausführung des 

Vertrages handelt. Auch eine über einen längeren Zeitraum geübte Nachsicht oder 

stillschweigende Duldung eines Zustands durch den BZV gilt keinesfalls als Änderung 

des Vertrages und lässt vertragliche Ansprüche unberührt. 

§ 36.7 Überschriften. Die in diesem Vertrag verwendeten Überschriften über den Abschnit-

ten, Paragraphen und Absätzen dienen in erster Linie der Orientierung und systema-

tischen Einordnung und erheben nicht den Anspruch, den kompletten Regelungsge-

halt der jeweils nachstehenden Vereinbarungen wiederzugeben. Die Gliederung in 

Abschnitte dient gleichfalls nur der Übersichtlichkeit, nicht einer Beschränkung des 

Anwendungsbereichs von Vereinbarungen oder gar einer Aufteilung in verschiedene 

Vertragsverhältnisse. 

§ 36.8 Deutsches Recht. Der Vertrag und seine Auslegung unterliegen ausschließlich deut-

schem Recht und der deutschen Gerichtsbarkeit. Verweist deutsches Recht auf aus-

ländisches Recht, so ist diese Verweisung für den Vertrag unwirksam. Die für Ausle-

gung und Vollzug verbindliche Vertragssprache ist Deutsch. 

§ 36.9 Gerichtsstand. Ausschließlicher Gerichtsstand ist Groß Wittensee. Groß Wittensee 

ist auch Erfüllungsort für nach diesem Vertrag geschuldete Geldleistungen. 

 

 

Groß Wittensee, den ________ 
 
BZV         [BETREIBERNAME] 
 
 
 
 
_________________________    ___________________________ 
Jens Christof Krabbenhöft        
Verbandsvorsteher       
 
 
         ___________________________ 
          
          

 


